THtVfiÖHHA 

mmmm, 

iiin 

PRlVmZtTHtMÄ 




INHALTSVERZEICHNIS 


rv n PRIVATISIERUNG STOPPEN 

W D Antifaschistische Linke Berlin 

GA C PRIVATIZE ME! 
w D Ingo Stützle & Sabine Nuss 

GA Q PRIVATISIERUNG 

W U Joachim Bischoff 

-1 O WIR WOLLEN DEN GANZEN HIMMEL 

_L A . Interview mit der Initiative Zukunft bethanien 

-1 n GEWALTPROJEKT PRIVATISIERUNG 
_LO RaulZelik 

n f\ DIE NEOLIBERALE OFFENSIVE UND 
Z U DER KAMPF UM DAS ÖFFENTLICHE EIGENTUM 
Manfred Szameitat 

n n PRIVAT ODER STAAT? 

Z D DAS IST NICHT DIE ALTERNATIVE 

Werner Rügemer 

n CT SPRUDELNDE GEWINNE UND WASSERKRIEGE 
Z \D Alexis Passadakis 

n o WER HAT LUST AUF MEDIA SPREE? 

ZO AG Spreepirat_innen 

n n KRISE DER PRIVATISIERUNG 

v3 v3 Mario Candeias 

Q '"7 ERSTE ANNÄHERUNG AN EINE POLITIK 
ö l ÖFFENTLICHER GÜTER 
Thomas Seibert 

A WOHNUNGSPRIVATISIERUNGEN 
t:U WEITER IM TREND 
Andrej Holm 

A n WOHNEN, WÜRDE, WIDERSTAND 

t:Z Karin Baumert 



ANTIFASCHISTISCHE LINKE BERLIN 
LübbenerStr. 14 | 10997 Berlin 
mail@antifa.de | www.antifa.de 


PRIVATISIERUNG 

STOPPEN! 

ANTIPRIVATISIERUNGSKÄMPFE UND 


DIE RADIKALE LINKE 

VON EINEM NEOLIBERALEN 
SCHLACHTRUF... 

„Liberalisieren! Deregulieren! Pri¬ 
vatisieren!“ - Dieser Dreiklang ist 
der Schlachtruf der neoliberalen 
Offensive seit den 1970er Jahren. 
Was hinter diesem weltweiten Pro¬ 
gramm der kapitalistischen Mo¬ 
dernisierung steht und welche ver¬ 
heerend Folgen es bisher mit sich 
brachte, wissen wir inzwischen 
alle: Der Ruf nach „Liberalisieren!“ 
drückt die Forderung aus, welt¬ 
weit die Märkte zu öffnen. Hinter 
„Deregulieren!“ verbirgt sich der 
radikale Abbau sozialer Errungen¬ 
schaften und Sicherungssysteme. 
Die Parole „Privatisieren!“ schließ¬ 
lich, fordert so viel öffentliches 
Eigentum wie möglich der kapita¬ 
listischen Verwertung zu überlas¬ 
sen. Privatisiert wird weltweit alles 
was dem Kapital Profite verspricht: 
Wohnungen, Industrie-Betriebe, 
Eisenbahnen, Fluggesellschaften, 
Wasserbetriebe, Stromkonzerne, 
Krankenhäuser, Schulen, Gefäng¬ 
nisse und vieles andere mehr. Vom 
Grundsatz her stand vor einer 
Privatisierung noch eine flächen¬ 
deckende Versorgung mit dem ent¬ 
sprechenden Gut im Vordergrund. 
Nach dem Verkauf eines Staats¬ 
unternehmens dagegen, zählt nur 
noch eines: Möglichst hohe Pro¬ 
fite für das Kapital. Zwar bietet 
Staatseigentum keine Garantie 


dafür, dass die Mehrheit Zugang 
zu Gütern hat. Aber es erleichtert 
die politische Auseinandersetzung 
über die Verteilung von Reichtum. 
Auch in der Bundesrepublik wird, 
1989 mit der Privatisierung der 
DDR eingeleitet, dass neoliberale 
Programm rücksichtslos durchge¬ 
zogen. Hier und weltweit drängt 
das Kapital weiter und unblässlich 
darauf, öffentliches Eigentum zu 
verkaufen und privaten Profitinte¬ 
ressen unterzuordnen. 

... ZUM WELTWEITEN 
WIDERSTAND! 

Doch allmählich formiert sich ein 
wachsender Widerstand und die 
Privatisierungs-Ideologie gerät im¬ 
mer mehr in eine Legitimationskri¬ 
se. In vielen Staaten Lateinamerikas 
sind in den letzten Jahren große 
soziale Bewegungen entstanden, 
die sich gegen die Privatisierung 
öffentlicher Güter aussprechen. 
Die neuen Links-Regierungen auf 
dem Subkontinent verdanken ihre 
Wahlerfolge zu einem großen Teil 
ihrer Antiprivatisierungs-Rhetorik. 
Auch in Afrika regt sich verstärkt 
organisierter Protest gegen das 
neoliberale Privatisierungs-Diktat. 
Beispiele sind der Widerstand ge¬ 
gen die Privatisierung der Eisen¬ 
bahn in Mali oder die Bewegung 
gegen die Wasserprivatisierung in 
Südafrika. Auch in der Bundesre¬ 



publik hat es in den letzten Jahren 
erfolgreiche Kämpfe gegen die Pri¬ 
vatisierung öffentlichen Eigentums 
gegeben. In Freiburg gelang es 2006 
einer Bürgerinitiative den Verkauf 
der städtischen Wohnungsbauge¬ 
sellschaft zu verhindern. Und in 
Leipzig wurde 2008 der Verkauf 
der Stadtwerke an einen privaten 
Investor gestoppt. Auch hier in 
Berlin wächst der Widerstand: Eine 
drohende Räumung des autonome 
Kulturzentrums und Wohnpro- 
jekts „Kopi“ wurde verhindert und 
die Aktivistinnen im Kampf gegen 
das Städtebauprojekt „Mediaspree“ 
haben erste Erfolge vorzuweisen. 

KAMPFTERRAIN FÜR 
DIE RADIKALE LINKE 
Inzwischen spricht sich in aktu¬ 
ellen Umfragen eine Mehrheit der 
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Bevölkerung in der Bundesrepu¬ 
blik gegen weitere Privatisierungen 
aus. Immer mehr Kämpfe gegen 
den Ausverkauf öffentlichen Ei¬ 
gentums auf lokaler, regionaler 
und bundesweiter Ebene verspre¬ 
chen Erfolg. Dabei zeigt sich jedoch 
auch: So vielfältig die von Staat 
und Kapital vorangetriebenen Pri¬ 
vatisierungen sind, so vielschichtig 
sind auch die Motive aus denen 
Menschen gegen Privatisierung 
aktiv werden. Nicht zwangsläufig 
geht mit dem Engagement in die¬ 
sem Feld auch eine grundlegende 
Kritik am kapitalistischen Gesell¬ 
schaftssystem einher. Dabei zeigt 
sich an den Privatisierungen ganz 
deutlich, wie die kapitalistische 
Gesellschaft funktioniert: Nicht 
die Bedürfnisse der Bevölkerung 
stehen im Mittelpunkt des Wirt- 
schaftens, sondern die Profite des 
Kapitals. Die Menschen werden zu 
einem bloßen Mittel für den hö¬ 
heren Zweck degradiert, aus Geld 
noch mehr Geld zu machen. In 
den Auseinandersetzungen um die 
Privatisierung öffentlichen Eigen¬ 
tums tritt dies offen zu Tage. Des¬ 
halb haben diese Kämpfe auch das 
Potential, immer mehr Menschen 
anzuregen über gesellschaftliche 
Alternativen jenseits des Kapitalis¬ 
mus nachzudenken. 

DEN KLIMAWANDEL NUTZEN 
Das gesellschaftliche Klima ist 
also günstig für die radikale Linke 
um in die Kämpfe gegen Privati¬ 
sierung zu intervenieren und an¬ 
tikapitalistische Positionen in die 
Gesellschaft hineinzutragen. Wir 
hoffen, dass in Zukunft der neo¬ 
liberalen Parole „Liberalisieren!, 
Deregulieren!, Privatisieren!“ noch 
stärker als bisher ein andere Parole 
entgegengehalten wird: „Privati¬ 
sierung stoppen! Alles für alle statt 
Profite fürs Kapital!“. Diese Bro¬ 
schüre möchte dazu einen Beitrag 


leisten. Wir haben verschiedene 
Autorinnen gebeten, einerseits 
„Privatisierung“ aus verschiedenen 
Blickwinkeln zu beleuchten und 
andererseits Handlungsmöglich¬ 
keiten für eine radikale Linke in 
diesem Feld aufzuzeigen. Dabei 
sollten gerade Aktivistinnen im 
Kampf gegen die neoliberale Priva¬ 
tisierung zu Wort kommen. 

ZUM INHALT DER BROSCHÜRE 
Sabine Nuss und Ingo Stützle 
erklären (ab S. 5), was Privatisie¬ 
rung ist und welchen Zweck sie hat 
und warum ihre Legitimationskri¬ 
se eine zweite Phase im Kampf da¬ 
gegen einläutet. JOACHIM BISCHOF 
beschreibt (ab S. 9) Privatisierung 
als zentrales Ziel neoliberaler Ge¬ 
sellschaftspolitik und umreißt eine 
mögliche Gegenstrategie für eine 
sozialistische Linke. Die INITIATIVE 
Zukunft Bethanien berichtet (ab 
S.12) von ihrem (teilweise) erfolg¬ 
reichen Kampf gegen Privatisie¬ 
rung in Berlin-Kreuzberg und wie 
es jetzt weiter geht. Raul ZELIK 
erläutert (ab S.16) warum es sich 
bei Privatisierung um ein „Gewalt¬ 
projekt“ handelt und warum sich 
trotzdem oder gerade deshalb der 
Widerstand dagegen lohnt. Mann- 
FRED SzAMEITAT macht deutlich (ab 
S. 20) in welchem Zusammenhang 
Privatisierung und Klassenkampf 
stehen und warum Antiprivatisie¬ 
rung ein Kampffeld für eine anti¬ 
kapitalistische Linke ist. WERNER 
RÜGEMER (ab S. 23) gibt einen 
Überblick über die bisherige Priva¬ 
tisierungsgeschichte der Bundesre¬ 
publik und erklärt das Zusammen¬ 
spiel von Staat und „Kapitallobby“ 
bei Privatisierungen von öffent¬ 
lichem Eigentum. ALEXIS PASSA- 
DAKIS beschreibt in seinem Artikel 
(ab S. 25) die lokalen und globalen 
Auswirkungen der Wasserprivati¬ 
sierung und den Widerstand gegen 
eben diese. Die „INITIATIVE Me- 


DIASPREE VERSENKEN!“ Stellt (ab 
S.28) sich und ihren Kampf gegen 
ein städtebauliches Mammutpro¬ 
jekt in Berlin vor. MARIO CANDEIAS 
widmet sich (ab S. 33) der Krise 
der Privatisierung und erläutert 
warum Antiprivatisierungskämpfe 
die Frage nach Macht und Eigen¬ 
tum stellen. THOMAS SEIBERT wagt 
(ab S. 37) eine erste Annäherung 
an eine Politik öffentliche Güter 
und unterstreicht warum er diese 
für eine gute Strategie im Kampf 
gegen Privatisierung hält. ANDREJ 
Holm beantwortet (ab S. 40) die 
Frage, warum Wohnungsprivatisie¬ 
rungen weiter im Trend liegen und 
setzt sich mit der verbreiteten Heu- 
schrecken-Metapher auseinander. 
Karin Baumert stellt die Berliner 
Kampagne gegen Zwangsumzüge 
vor (ab S 42) 

GEGEN PRIVATISIERUNG IN 
BEWEGUNG KOMMEN! 

Wir verstehen diese Broschüre als 
einen Beitrag zu einer breiten anti¬ 
kapitalistischen Bewegung gegen 
Privatisierung. Zugleich können 
wir versprechen, dass es nicht un¬ 
ser letzter sein wird. Verschiedene 
Veranstaltungen und andere Ak¬ 
tivitäten sind bereits geplant. Wir 
wollen und werden es freilich nicht 
bei einer bloßen theoretischen Aus¬ 
einandersetzung mit Privatisierung 
belassen. Wir möchten mit ande¬ 
ren Aktivistinnen ins Gespräch 
kommen, Bündnisse schließen und 
nicht zuletzt unseren Zorn über die 
Privatisierungs-Wut auf die Stra¬ 
ßen tragen! 

Viel Spaß bei der Lektüre der Broschü¬ 
re und viel Erfolg im Kampf gegen die 
Gesamtsituation... 

... wünscht Euch Eure 
Antifaschistische Linke Berlin [ALB] 
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EIN. DER KAMPF UM ÖFFENTLICHE GÜTER IST NICHT ZU ENDE. 
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D ie Welt ist keine Ware“ ist seit mehreren Jah- 
ren der Slogan der globalisierungskritischen 
Bewegung. Er wendet sich gegen die Tendenz, mög¬ 
lichst alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens und 
sogar das Leben selbst dem Imperativ der Verwertung 
zu unterwerfen. Die Welt ist in weiten Teilen längst 
eine Ware und der Rest, jenseits der Warenform, soll 
in gesellschaftlichen Kämpfen längst nicht mehr nur 
von links einer anstehenden Privatisierung entzogen 
werden. Ob damit eine andere Welt tatsächlich möglich 
ist bzw. welche Relevanz hierbei z.B. öffentliche Güter 
haben, darüber lässt sich trefflich streiten. Bereits bei 
den grundlegenden Begriffen ist eine Verständigung 
notwendig. 

Der Begriff der öffentlichen Güter stammt ur¬ 


sprünglich aus den Wirtschaftswissenschaften, dort 
diskutiert man seit den 50er Jahren, ob es bestimmte 
Eigenschaften von Gütern gibt, die zu deren staatlicher 
Regulierung Anlass geben. Zwei zentrale Kriterien wur¬ 
den dafür entwickelt: a) Nicht-Ausschließbarkeit und 
b) Nicht-Rivalität im Konsum. Ersteres gilt, wenn Gü¬ 
ter physisch so beschaffen sind, dass Nutzer entweder 
schwer oder gar nicht vom Gebrauch ausgeschlossen 
werden können, das zweite Kriterium gilt, wenn der 
Nutzen einer Person durch den Nutzen einer anderen 
Person nicht geschmälert wird. Das klassische Beispiel 
ist der Leuchtturm: Wenn dessen Licht strahlt, kann 
ein Schiff von der Nutzung nicht ausgeschlossen wer¬ 
den. Ebenso schmälert die Nutzung des Lichts durch 
ein Schiff nicht die Nutzung durch ein anderes; im Kon¬ 
sum wird es nicht verbraucht sondern gebraucht. In den 
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über diese enge Vorstellung hinausgehenden Debatten 
um öffentliche Güter herrscht dagagen weitgehend 
Konsens, dass es von gesellschaftlichen Verhältnissen 
abhängt, ob ein Gut öffentlich oder privat ist. Es gibt 
„von Natur aus“ kein öffentliches Gut. Die stoffliche 
Beschaffenheit spielt zwar eine Rolle, aber nur indem 
von der stofflichen Beschaffenheit abhängt, ob bei 
einem Gut die „Nicht-Öffentlichkeit“ mit größerem 
oder kleinerem Aufwand herzustellen ist. Marx zufol¬ 
ge sind öffentliche Güter allgemeine Verwertungsbe¬ 
dingungen des Kapitals. Sie werden seitens des Staates 
solange finanziert, wie sie für das private Kapital nicht 
rentabel sind. Öffentliche Güter sind daher die „allge¬ 
meinen Produktionsbedingungen“, „travaux publi- 
ques“ (MEW 42, 437), sie sind die Bedingungen für 
die Aufrechterhaltung des kapitalistischen Reproduk¬ 
tionsprozesses. „Die allgemeinen, gemeinschaftlichen 
Bedingungen der Produktion - solange ihre Herstel¬ 
lung durch das Kapital als solches, unter seinen Be¬ 
dingungen noch nicht geschehen kann - werden daher 
bestritten aus einem Teil der Revenue des Landes - der 
Regierungskasse“ (MEW 42, 439). Wie kommt es nun, 
dass der Staat die „allgemeinen, gemeinschaftlichen 
Bedingungen der Produktion“ seit einiger Zeit zuneh¬ 
mend privatisiert? 
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Zunächst: Die Redeweise „der Staat“ klingt, als wäre 
der Staat ein monolithischer Block, der gleich einem 
Subjekt agiert. Nur auf einer sehr hohen Abstraktions¬ 
ebene lässt sich von „der Staat“ reden. Als solcher agiert 
er als „ideeller Gesamtkapitalist“ und verfolgt so etwas 
wie ein Gesamtinteresse seines nationalen Kapitals. Da¬ 
bei ist er idealerweise an einer maximal erfolgreichen 
Akkumulation dieses Kapitals interessiert. Auf diese 
ist er auch angewiesen, denn er lebt von den Steuern, 
die er von erfolgreichen Geschäftstätigkeiten und vom 
Einkommen der Staatsbürger abschöpfen kann. Doch 
das Gesamtkapital ist alles andere als widerspruchs¬ 
frei zu maximieren, denn es besteht aus Millionen von 
Einzelkapitalen die in Konkurrenz zueinander stehen. 
Zwangsläufig führt dies immer wieder zum Niedergang 
einzelner Kapitale. Nun ist der Staat kein allwissendes 
Meta-Subjekt, sondern eine Verdichtung unglaublich 
vieler sich überlagernder und widersprechender Ein¬ 
zelinteressen, mit unterschiedlicher Macht ausgestat¬ 
tet und in hierarchischen Herrschaftsverhältnissen 
organisiert. Über Aushandlungsprozesse in der bürger¬ 
lichen Öffentlichkeit und im Diskurs um das „Allge¬ 
meinwohl“ setzt sich dieses allgemeine Kapitalinteres¬ 
se nicht nur gegen, sondern auch mit Zustimmung der 
ausgebeuteten Klasse durch. Staatsaufgaben wie Jus¬ 
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tiz, Armee und Polizei, die auch als „öffentliches Gut“ 
bezeichnet werden, müssen in letzter Instanz dabei hel¬ 
fen, das „Allgemeinwohl“ durchzusetzen. Neben diesen 
„harten“ Staatsaufgaben, die der Staat nie voll aus der 
Hand geben wird, existieren noch weitere Aufgaben, 
die der Staat garantiert, nämlich dann, wenn sie das 
Einzelkapital aus Gründen mangelnder Rentabilität in 
der benötigten Form nicht produziert, sie aber als allge¬ 
meine Produktionsbedingungen für das Kapital benö¬ 
tigt werden. Dies traf historisch z.B. auf Infrastruktur, 
Bildung, Gesundheit zu. Bereits hier zeigt sich, dass 
das Set an öffentlichen Gütern nicht fix ist. Vielmehr 
sind es je spezifische Konstellationen und Kräftever¬ 
hältnisse, die den Staat dazu bewegen Gebrauchswerte 
bereitzustellen, die nicht mit dem Zweck der Gewinn¬ 
maximierung auf dem Markt verkauft werden. 

Während nach der Weltwirtschaftskrise bis in die 
1970er Jahre eine staatlich garantierte Energieversor¬ 
gung Grundlage der Prosperitätsphase des Fordismus 
war, sind in den letzten Jahren die großen, inzwischen 
privatisierten Energieunternehmen zu global player 
aufgestiegen. Ähnlich verhält es sich mit der kommu¬ 
nalen Wasserversorgung. 

Oder auch mit der Bildung in Deutschland. Ende 
der 1960er Jahre mangelte es der Wirtschaft an aka¬ 
demischen Fachkräften. Durch gezielte Förderung 
von Arbeiterkindern sollte dieses Defizit ausgeglichen 
werden. 1970 wurde das Hörgeld abgeschafft und 1972 
trat das Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bafög) 
in Kraft. Bildung wurde Bürgerrecht. Damit zeigt sich 
auch, dass zum Beispiel das öffentliche Gut „Bildung“ 
nicht einfach als Widerpart zu einer allgemeinen Öko¬ 
nomisierung verstanden werden kann. Genau der nicht 
warenförmige Charakter von Bildung war in dieser Pha¬ 
se für die Wirtschaft funktional - und nochmal: nicht 
weil es eine Staatszentrale so gesetzt hätte, sondern 
weil sich die verschiedenen Interessen in der Gesell¬ 


schaft aus ganz unterschiedlichen Motiven entspre¬ 
chend artikuliert und durchgesetzt haben. 

NEOLIBERALISMUS: PRIVATISIERUNG 
ALS PROGRAMM 

Eines der zentralen Ziele neoliberaler Politik ist 
Privatisierung. Das liegt vor allem daran, dass der 
Markt als die angeblich zentrale und effizienteste 
Instanz durchgesetzt wurde. In der Neoklassik, der 
herrschenden Schule der Wirtschaftslehre, gilt jeder 
Eingriff in den Markt als Störfaktor. Verschiedene 
Diskursstränge kumulierten ab den 1970er Jahren in 
Debatten über Deregulierung, die in vielen Ländern in 
„unabhängigen“ Kommissionen zu Telekommunikati¬ 
on, öffentlicher Nah- und Fernverkehr, Energieversor¬ 
gung etc. führte. Damit gelang es, Stichwortgeber und 
wissenschaftliche Stützpunkte- für neoliberale Politik 
zu etablieren. 

Dem Neoliberalismus gelang aber nicht einfach 
durch die Etablierung der Neoklassik der Siegeszug. 
Bestimmte Diskurse oder Diskursstränge existieren 
bereits, bevor sie hegemonial wirkmächtig werden. Wa¬ 
rum sich ein Diskurs jedoch gegen einen anderen durch¬ 
setzt, ist nicht einfach eine Frage der geschickteren 
Medienpolitik oder der Einflussnahme auf mächtige 
Meinungsträger in der Politik und Wirtschaft. 

In der Krise des Fordismus kumulierten mehrere 
Momente. Um nur einige zu nennen: Mit dem Ende 
des Währungssystems von Bretton Woods veränderten 
sich die Bedingungen der nationalen Geldpolitik. Wäh¬ 
rungen konnten als Ware gehandelt werden. Die Zen¬ 
tralbanken müssen seitdem stärker auf den Außenwert 
achten. Zeitgleich drängte das Geldkapital angesichts 
der hohen Inflationsraten auf Preisstabilität. Die starke 
Organisations- und Produktionsmacht der Arbeiter¬ 
innen und die ausgereizten Produktivitätsreserven 
im Rahmen des tayloristisch-fordistischen Produk- 
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tionsmodells führten zu einem Druck auf die Profitrate. 
Damit war eine für den Kapitalismus relativ lange Pha¬ 
se eines stabilen Kompromissgleichgewichts zu Ende. 
Neben der Reorganisation der Produktion, dem Druck 
auf die Löhne und der Investition in Finanztitel war und 
ist die Privatisierung einer ganzen Palette öffentlicher 
Güter eine der zentralen Strategien, um dem nach Anla¬ 
gemöglichkeiten suchenden Kapital neue und lukrative 
Optionen zu eröffnen. 

Daneben haben auch politische Institutionen die 
Privatisierung vorangetrieben. So drängte die EU im 
Zuge der Herstellung des Binnenmarktes bereits in 
den 1980er Jahren auf Privatisierungen. Aber auch 
das GATS-Abkommen von 1995, das vor allem die 
Liberalisierung des Dienstleistungsbereichs zum Ziel 
hat, drängt auf eine Privatisierung der öffentlichen 
Versorgung. Damit werden bestimmte Produktionen 
unter das Kapitalverhältnis subsumiert und in den Ver¬ 
wertungszusammenhang eingesogen. Dieser Prozess 
kann völlig legal vonstatten gehen, mit Hilfe geistiger 
Eigentumsrechte oder der schlichten Übertragung von 
Rechtstiteln. Weshalb der Begriff der „Enteignungsö¬ 
konomie“, zu dessen „Schlüsselelementen“ die Priva¬ 
tisierung zählt, nicht streng rechtlich als Enteignung, 
sondern vielmehr moralisch verstanden werden muss, 
ganz im Sinne des Unterschieds von „illegal“ und „il¬ 
legitim“. 

Die Privatisierung vormals staatlich produzierter 
Güter kann idealtypisch in zwei Modellen erfolgen. 
Zu unterscheiden ist die formelle Privatisierung (das 
Unternehmen bleibt im Eigentum der staatlichen Su¬ 
bentitäten, aber das Produkt oder die Dienstleistung 
selbst wird nach privatwirtschaftlichen Kriterien er¬ 
bracht) von der materiellen Privatisierung (das Unter¬ 
nehmen wird ganz oder in Teilen an Private verkauft). 
In beiden Fällen wandelt sich der Produktionszweck, 
das heißt, die Handlungslogik bei der Bereitsstellung 
von Gütern. Bei der Produktion eines öffentlichen 
Gutes steht die Versorgungssicherheit der Nutzer im 
Mittelpunkt, Gewinnzwecke sind nachrangig oder zu¬ 
mindest gleichrangig, solange nicht die Versorgung ge¬ 
fährdet ist. Bei der privatkapitalistischen Produktion 
einer Ware ist die Maximierung des Profits der Zweck. 
Irrelevant ist, ob alle Menschen gleichen Zugang haben. 
Welche Form der Privatisierung auch immer gewählt 
wird, es lassen sich damit zwei zentrale Momente ka¬ 
pitalistischer Produktion aktivieren: Drastische Sen¬ 
kung der Löhne und Produktivkraftsteigerung. Da es 
sich allerdings meist um Dienstleistungen handelt, ist 


der Produktivkraftsteigerung schon früh eine Grenze 
gesetzt, weshalb die Löhne verstärkt ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit rücken. Nicht nur erspart sich der 
Staat ein Heer an Beamtinnen, über den Arbeitsplatz¬ 
abbau und die verstärkte Konkurrenz sinken die Löh¬ 
ne. Die Privatisierung hat für das Kapital jedoch nicht 
nur positive Folgen. Neben unklarer Preisentwicklung 
(Energie, Ölpreis), die Kalkulationen erschwert, gibt 
es doch des Öfteren auch Qualitätsverluste zu bekla¬ 
gen (Infrastruktur, Bildung) und häufig werden auch 
die Gewinnerwartungen enttäuscht (wie beispielswei¬ 
se bei Wasserprivatisierungen). Die Qualitätsverluste 
zerstören mitunter die allgemeinen Produktions- bzw. 
Verwertungsbedingungen des Kapitals. So in Großbri¬ 
tannien, wo inzwischen die Bahn re-verstaatlicht wur¬ 
de. Aber auch eine Deregulierung der Finanzmärkte, die 
vor allem auf Selbstkontrolle und die Effizienz der Mär¬ 
kte setzt, wird vor dem Hintergrund von Krisen plötz¬ 
lichkritisiert. Qualitätsverluste und die sozialen Folgen 
von Privatisierungen können zu Legitimationsproble¬ 
men führen. Inzwischen wird sogar von einer „Krise 
der Privatisierung“ gesprochen. Dafür sprechen nicht 
nur durch Bürgerentscheide verhinderte Privatisie¬ 
rungen (wie zumindest für drei Jahre bei den Leipziger 
Stadtwerken), sondern auch Meinungsumfragen, die 
die schwindende Zustimmung dokumentieren. Auch 
wenn dies durchaus als Riss in der neoliberalen Priva- 
tisierungsidelogie gedeutet werden kann, so ist auch 
in Zukunft kaum von einer Rücknahme der Privatisie¬ 
rungspolitik auszugehen. Nicht nur stehen viele Pri¬ 
vatisierungsprojekte an (vor allem im Wohnungsbau), 
auch ist die Vorstellung vom effektiveren Markt tief im 
Alltagsverstand der Bevölkerung verankert. Die gegen¬ 
wärtige Legitimationskrise leitet vielmehr eine zweite 
Phase der Privatisierung ein, in welcher die Probleme, 
Legitimationsprobleme und negativen Effekte der er¬ 
sten Phase bedacht und im Rahmen weiterer Privati¬ 
sierungen reflektiert werden. Es gibt also allen Grund 
Privatisierungen weiterhin als Feld linker Politik und 
Widerstands zu verstehen. Die Ambivalenz öffentlicher 
Güter - einerseits Verbesserungen der Lebensqualität 
der Menschen mit sich zu bringen, andererseits aber 
allgemeine Verwertungsbedingungen für das Kapital 
zu sein - sollte dabei nicht unterschlagen werden. 

Sabine Nuss und Ingo Stützle 

Überarbeite Version aus ak - Zeitung für linke debatte und 
praxis, Nr. 507 


PRIVATISIERUNG 

ZENTRALES ZIEL NEOLIBERALER GESELLSCHAFTSPOLITIK 



D ie Tendenz, öffentliche Gü¬ 
ter und Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse der Ka¬ 
pitalverwertung zu öffnen, ist in 
Westeuropa und Deutschland un¬ 
gebrochen. Kein Bereich der öffent¬ 
lichen Güter und Dienstleistungen 
bleibt ausgespart. Im»goldenen 
Zeitalter« des Kapitalismus, also 
dem Nachkriegszeitraum bis in die 
1970er Jahre (vgl. ausführlich Bi- 
schoff 2003), wurde die Bereitstel¬ 
lung dieser öffentlichen Güter und 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse überwiegend von Unter¬ 
nehmen und Institutionen betrie¬ 
ben, die entweder im öffentlichen 
Eigentum oder unter strikter öf¬ 
fentlicher Kontrolle standen. In den 
letzten Jahrzehnten hat sich dieses 


Mischungsverhältnis verändert. 

Öffnung öffentlicher Güter 
und Dienstleistungen für die Kapi¬ 
talverwertung heißt: Überführung 
von öffentlichem - kommunalen, 
genossenschaftlichem etc. - Eigen¬ 
tum in privatkapitalistische Un¬ 
ternehmen und Umwandlung von 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse in kapitalistisch produ¬ 
zierte Waren. Diese Transforma¬ 
tion von öffentlichen Unterneh¬ 
men in Kapitalgesellschaften kann 
verschiedene Formen annehmen; 
wenn beispielsweise bei Kranken¬ 
häusern, Stadtwerken oder soge¬ 
nannten kommunalen Eigenbe¬ 
trieben die öffentlich-rechtliche 
Organisationsform aufgegeben und 
einer privatrechtlichen Gesellschaft 


mit beschränkter Haftung (GmbH) 
Platz macht. Dann kann zunächst 
immer noch die Kommune der aus¬ 
schließliche Eigentümer sein, aber 
die Wertschöpfung, die Personal¬ 
politik etc. richtet sich mehr und 
mehr auf den grundlegenden Ge¬ 
sichtspunkt der Gewinnerzielung 
aus, was eine Entdemokratisierung 
und einen Verzicht auf regionale 
Steuerung der Wirtschaftskreis¬ 
läufe durch öffentliches Eigentum 
bedeutet. 

WAS STECKT HINTER DER 
POLITIK DER PRIVATISIERUNG? 

Schon Marx wies in seiner Kri¬ 
tik der politischen Ökonomie da¬ 
rauf hin, dass das nationale Kapital 
zunächst nicht daran interessiert 
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„NEQLIBERALISMUS IST DIE IDEOLOGIE DES 
GEGENWÄRTIGEN KAPITALISMUS“ 


ist, die allgemeinem Produktions¬ 
bedingungen einer kapitalistischen 
Gesellschaft der Verwertungslogik 
unterzuordnen. Das Kapital schiebt 
lange Zeit die allgemeinen, gemein¬ 
schaftlichen Bedingungen der Pro¬ 
duktion und der Kapitalverwertung 
als Landes- oder Kommunalbedürf¬ 
nisse dem Gemeinwesen zu - damit 
den öffentlichen Finanzen. Es kon¬ 
zentriert sich auf in seinem Sinne 
profitable und vorteilhafte Anlage¬ 
felder. 

Es gibt allgemeine, gemein¬ 
schaftliche Bedingungen der Pro¬ 
duktion, die entweder - bei einem 
gegebenen Entwicklungsstand der 
technologischen Entwicklung - 
nicht profitabel produziert werden 
können oder infolge von Monopo¬ 
lisierung unvertretbare Surplusge¬ 
winne (Renten) einschlössen, was 
ihre Organisation unter öffent¬ 
lich-staatlicher Regie erzwingt. Die 
allgemeinen, gemeinschaftlichen 
Bedingungen der Produktion wer¬ 
den mehr oder minder über jene 
Revenuen finanziert, die dem Staat 
zufließen. Sie können bei entspre¬ 
chendem Entwicklungsgrad in die 
Regie des Kapitals übernommen 
werden, aber auch dies unterstellt 
entsprechende gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse und Entschei¬ 
dungen. 

Es gibt insofern keine eindeu¬ 
tige Bestimmung für öffentliche 
Güter und keine entsprechende 
Festlegung für einen öffentlichen 
Sektor. Es geht um gesellschafts¬ 
politische Entscheidungen, die von 
Verfechtern der Marktöffnung aber 
als nebensächlich gegenüber den 
wirtschaftlichen Vorteilen (Wett¬ 
bewerb führt zu Preissenkungen, 
Qualitätsverbesserung und Inno¬ 
vationen) ausgewiesen werden. 

Die gesellschaftliche Regulie¬ 
rung von öffentlichen Gütern und 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse - damit indirekt auch Art 


und Umfang des öffentlichen Ei¬ 
gentums - ist Resultat von gesell¬ 
schaftlichen Kräfteverhältnissen 
in spezifischen historischen Kon¬ 
stellationen. Vor allem in Europa 
hat sich in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts ein öffentlicher 
Sektor entwickelt, der als Korrek¬ 
tiv und Gegenpol zum Bereich der 
privaten Kapitalverwertung fun¬ 
gierte. Die öffentlichen Dienste 
hatten nicht nur die Aufgabe eine 
flächendeckende Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen si¬ 
cherzustellen, sondern neben dem 
gleichen Zugang für alle stand auch 
die Zielsetzung eines sozialen oder 
regionalen Ausgleichs. 

Bis in die 1970er Jahre hinein 
wurden die Strukturen der öffent¬ 
lichen Güter und ihrer Produktion 
nicht in Frage gestellt. Anschlie¬ 
ßend setzt eine Tendenz zur fort¬ 
schreitenden Privatisierung ein. 
Die Transformation erstreckt sich 
sowohl auf die allgemeinen Bedin¬ 
gungen der Produktion, die Insti¬ 
tutionen sozialer Sicherung (Rente, 
Krankenversicherung etc.), als auch 
auf Kerninstitutionen des bürger¬ 
lichen Staates. 

DiePrivatisierungspolitikistein 
wesentlicher Teil der neoliberalen 
Umgestaltung des gegenwärtigen 
Kapitalismus. Neoliberalismus ist 
die Ideologie des gegenwärtigen, 
d.h. entfesselten Kapitalismus. 
„Der Neoliberalismus liefert ein 
politisches Handlungskonzept und 
bildet den ideologischen Überbau 
der Machtstrukturen des gegen¬ 
wärtigen Kapitalismus. Der Neoli¬ 
beralismus zielt auf die Legitimati¬ 
on der globalen Vormachtstellung 
der Reichen - der reichen Nationen 
und der reichen Klasse dieser Volks¬ 
wirtschaften. Wie jede Ideologie ist 
auch der Neoliberalismus darauf 
angelegt, die von ihm legitimierten 
Interessen und politischen Hand¬ 
lungsvorgaben als dem Gemein¬ 


wohl entsprechend, im Interesse 
aller liegend zu deklarieren.“ (Zinn 
2003: 4) 

Entscheidend für die Tendenz 
zur Privatisierung von Öffentlichen 
Gütern ist eine Gemengelage von 
chronischer Überakkumulation des 
Kapitals (Überangebot von Kapital 
infolge zurückbleibender Investi¬ 
tionsmöglichkeiten), öffentlicher 
Finanzkrise, Verschlechterung der 
Dienste infolge schlechterer Fi¬ 
nanzausstattung und einer verän¬ 
derten Bedeutung der allgemeinen 
Bedingungen der Produktion. Es 
sind vier Ebenen zu unterschei¬ 
den: „Erstens werden mit fort¬ 
schreitender Kapitalisierung der 
Welt die Wachstums- und Verwer¬ 
tungsfelder für private Unterneh¬ 
mungen knapper. Die Öffnung 
von Bereichen, die bislang der öf¬ 
fentlichen Versorgung Vorbehalten 
waren, ist ein attraktiver Ausweg 
aus dieser Lage. Er wird deshalb 
gangbar, weil, zweitens, viele Regie¬ 
rungen und Kommunen durch die 
Politik in massive finanzielle Not 
geraten sind....Größere Widerstän¬ 
de gegen Privatisierung haben sich 
drittens nicht entwickelt, weil die 
Leistungen staatlicher Unterneh¬ 
men und Verwaltungen vielfach in¬ 
effizient organisiert waren, in büro¬ 
kratischen Strukturen verabreicht 
wurden und deshalb unattraktiv für 
die Menschen waren. Dies verleiht 
viertens der ideologischen Propa¬ 
ganda des Neoliberalismus einen 
Anschein von Plausibilität, dass 
Privateigentum dem öffentlichen 
Eigentum grundsätzlich überlegen 
sei.“ (Huffschmid 2004: 11) 

Die Privatisierung des öffent¬ 
lichen Eigentums ist mithin Be¬ 
standteil der Fiskalkrise. Im Vor¬ 
dergrund steht dabei der Verkauf 
von allen Formen kommunalen 
Eigentums an international agie¬ 
rende Investoren und Fonds. Die 
neoliberale Politik verspricht durch 


Steuersenkungen - vor allem für 
die Unternehmer- und Vermögen¬ 
seinkommen - die Akkumulations¬ 
dynamik zu revitalisieren. Faktisch 
wird damit aber der Weg in die 
hohe öffentliche Verschuldung und 
Fiskalkrise der öffentlichen Institu¬ 
tionen vorangetrieben. Auf den so 
erzeugten Sachzwang wird die ra¬ 
dikale Privatisierung öffentlichen 
Eigentums und öffentlicher Unter¬ 
nehmen als Ausweg angeboten. 

Gleichwohl: Der neoliberale 
Politikansatz zur Dynamisierung 
der Kapitalakkumulation und der 
Reduktion der Massenarbeitslo¬ 
sigkeit ist gescheitert. Dies ist die 
Erfahrung der letzten Jahrzehnte. 
Diese praktisch wie theoretisch be¬ 
legte Erfolglosigkeit der »neolibe¬ 
ralen Wirtschaftskonzeption« hat 
die politischen Kräfte und den ent¬ 
sprechenden Block sozialer Kräfte 
nicht gehindert, eine beständige 
Radikalisierung dieser Therapie zu 
propagieren und durchzusetzen. 

WIDERSTAND 

Die privatisierten Unterneh¬ 
men stellen faktisch eine Form 
der gesellschaftlichen Enteignung 
und eine Einschränkung demokra¬ 
tischer Kontrolle und Mitwirkungs¬ 
rechte dar. Die Aufklärungs- und 
Kritikkampagne gegen eine Öff¬ 
nung von Dienstleistungssektoren 
gegenüber den internationalen Ka¬ 
pitalinvestoren wird auf regionaler 
Ebene durch Widerstandsoperati¬ 
onen begleitet: Es gibt eindrück- 
liche Erfolge gegenüber der Poli¬ 
tik der Privatisierung öffentlicher, 
kommunaler Einrichtungen (Bil¬ 
dung, Wasser, Energie, etc.). Kam¬ 


pagnen gegen die Privatisierung der 
Wasserwerke, Berufsschulen, Kran¬ 
kenhäusern etc. liefen und laufen in 
vielen bundesdeutschen Kommu¬ 
nen. Die Forderung nach Re-Kom- 
munalisierung dieser Bereiche wird 
immer populärer. Der für diese Ent¬ 
wicklung wesentliche Grund: Die 
Bürgerinnen sehen die Notwendig¬ 
keit eines starken öffentlichen Sek¬ 
tors, um eine demokratische Kon¬ 
trolle der gesamtgesellschaftlichen 
Ökonomie zu erreichen. 

Die sozialistische Linke vertritt 
in Übereinstimmung mit den Vor¬ 
schlägen von Gewerkschaften und 
Sozialverbänden die Zielsetzung 
der Re-Kommunalisierung: Der 
öffentliche Sektor ist Bestandteil 
einer umfassenderen Alternative: 
Stopp der Kürzungen bei Sozial- 
und Arbeitseinkommen, Wieder¬ 
einführung der Vermögenssteuer, 
höhere Besteuerung großer Erb¬ 
schaften, realistische Immobilien¬ 
bewertung und Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung. Mit der so 
erzielten Verbesserung der öffent¬ 
lichen Einnahmen werden öffent¬ 
liche Investitionen, vor allem im 
kommunalen Bereich, finanziert. 
Durch ein Zukunftsinvestitions¬ 
programm sorgt der Staat für In¬ 
vestitionen und Beschäftigung und 
schafft damit Einkommen, aus de¬ 
nen Steuern bezahlt werden kön¬ 
nen. Alle Unternehmen müssen 
bezogen auf den Wertschöpfungs¬ 
prozess angemessene Steuern be¬ 
zahlen, die unter den Kommunen, 
Ländern und dem Nationalstaat 
nach den zu finanzierenden Aufga¬ 
ben aufgeteilt werden. 

Joachim Bischoff 
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WIR WOLLEN DEN 
GANZEN HIMMEL 

DIE INITIATIVE ZUKUNFT BETHANIEN KÄMPFT SEIT 2005 FÜR EIN 
KULTURELLES. KÜNSTLERISCHES, POLITISCHES UND SOZIALES ZENTRUM 



Das Bethanien in Berlin Kreuzberg wurde am 11.6.2005 erfolgreich besetzt \ Bild: Bethanien 


Das Bethanien in Berlin-Kreuzberg, wo sind wir 

• hier eigentlich ? 

J Zunächst einmal Mitten in Kreuzberg und damit in 

• einem Stadtteil der fortschreitenden sozialen Pola¬ 
risierungen aber eben auch in einem Stadtteil, der 
schon immer bekannt war für seinen unkonven¬ 
tionellen Protest. Auch das Bethanien selbst war 


dabei ein Kristallisationspunkt. So wurde Ende der 
60‘er gegen den geplanten Teilabriss des Geländes 
zugunsten eines 50-Millionen-Projektes mit elfge- 
schössigen Wohnhäusern unter dem Slogan „Kress- 
mann-Zschach (Bauunternehmerin) und der Senat 
sind ein Gangster-Syndikat“ auf der Strasse mobil 
gemacht. Im Bethanien selbst wurde einen Stein¬ 
wurf von hier das Georg-von- Rauchhaus 1971 von 


Jugendlichen besetzt, um gegen autoritäre Struk¬ 
turen aufzubegehren und ein selbstverwaltetes 
Projekt zu gründen. Und auch hier im Haupthaus, 
einem ehemaligen Krankenhaus, gab es Mitte der 
70'er Jahre soziale Auseinandersetzungen. Damals 
ging es darum, ob das Haus eine Kinderpolyklinik 
oder ein Künstlerhaus werden sollte. In ganz Kreuz¬ 
berg gab es nur zwei Kinderärzte für 10.000 Kinder. 
Zwar wurde dann doch ein „Künstlerhaus“ daraus, 
aber die Konfrontationslinien verliefen auch Mit¬ 
ten unter den Künstlerinnen. So komponierte 
Cornelius Cardew als Künstlerhausstipendiat den 
berühmten Bethanien-Song. Wir haben im Betha¬ 
nien mit dem Ensemble Zwischentöne und John 
Tilbury auch u.a. diesen Song aufgeführt. 


? 

1 


Was ist das Bethanien für dich? 

Natürlich fällt einem zunächst immer der Mythos 
nach dem Ton Steine Scherben-Song „der Marian¬ 
nenplatz war blau“ ein. Waren damals in der „Haus¬ 
besetzerzeit“ vor allem Themen wie „Wohnraum“ 
und „autoritäre Strukturen“ vorherrschend so 
stand das Bethanien jetzt nach der Besetzung des 
Südflügels - einem ehemaligen Sozialamt das durch 
die Hartz IV-Reform auszog - eher im Konfliktfeld 
der fortschreitenden Privatisierung und des Ab¬ 
baus von sozialen Teilhaberechten. Der Plan war, 
das Gebäude zu privatisieren und mit kommer¬ 
ziellen Kultureinrichtungen vollzustopfen. Unter 
kulturellen Einrichtungen verstand die Partei „die 
Linke“ z.B. MTV oder ähnliche Einrichtungen. Da¬ 
für wurde das Haus systematisch von sozialen Pro¬ 
jekten befreit. Ein Seniorenzentrum musste gehen, 
die älteste Einrichtung im Haus, eine Kita, hatte die 
Kündigung im Briefkasten, eine Bibliothek wurde 
geschlossen. Durch die Besetzung des Südflügels 
2005 - durch das kurz zuvor geräumte Hauspro¬ 
jekt Yorck59 - kamen die Pläne dann medial erst in 
der Öffentlichkeit an. In dem ehemaligen Haus der 
Yorckies wohnt jetzt übrigens der Schauspieler Till 
Schweiger. Auch das ist also eine Geschichte von 
Verdrängung durch Besserverdiener in Kreuzberg. 


? 


Die IZB hat ja nach der Besetzung das Bürgerin¬ 
nenbegehren gestartet und war erfolgreich. Da¬ 
raufhin habt ihr mit Politikern und den anderen 
Mietern an einem Runden Tisch gesessen und 
- was eigentlich, Politik gespielt, Hausmanage¬ 
ment simuliert oder eure eigenen Ideen verra¬ 
ten? 


J Wahrscheinlich von Allem ein bisschen. Wir ha- 
• ben das erste Berliner Bürgerbegehren initiiert 
und 14.000 Unterschriften gesammelt. Die Forde¬ 
rungen waren „keine Privatisierung“ sowie ein „of¬ 
fenes soziales, kulturelles, künstlerisches und poli¬ 
tisches Zentrum“ im Bethanien. Um einen „teuren“ 
Bürgerentscheid zu verhindern, stimmte das Be¬ 
zirksparlament auch einem ganz guten Kompro¬ 
miss zu. Dazu muss man wissen, dass kurz danach 
Wahlen stattfanden und in Kreuzberg die großen 
Parteien (Grüne, die Linke, SPD) so ein bisschen 
im Konkurrenzkampf als „linke Parteien“ stehen. 
Die traditionell bürgerlichen Parteien wie FDP und 
CDU sind hier eher Randerscheinungen. 

Danach wurde zur Umsetzung der erwähnte „Run¬ 
de Tisch“ eingerichtet. Eigentlich dachten wir, dass 
vielleicht eine Bereitschaft besteht, sich auch auf 
einen Dialog des „Miteinanders“ einzulassen. Das 
hat sich dann eher zur Fortschreibung eines Kon¬ 
fliktes mit dem Geschäftsführer der Künstlerhaus 
GmbH, Christoph Tannert, entwickelt. Im Nach¬ 
hinein kann man sagen, dass die Umsetzung dann 
durch das größere „Machtpotential“ des Künst¬ 
lerhauses entschieden wurde. Herr Tannert kam 
einfach nicht mehr zum Runden Tisch, weil er den 
Kompromiss des Bezirksparlaments von Anfang an 
nicht akzeptierte und drohte mit dem Auszug. Auf 
unserer Seite gab es dann kein „Druckmittel“ wie 
z.B. einen drohenden „Bürgerentscheid“ mehr. 


? 

1 


Hat sich der ganze Aufwand gelohnt? 

Teils teils. Eine Privatisierung wurde verhindert. 
Der Südflügel wurde legalisiert und bekommt nun 
Verträge. Seit Jahren ist in Berlin wieder eine er¬ 
folgreiche Besetzung gelungen und noch wich¬ 
tiger natürlich, dass hier ein etablierter Freiraum 
verteidigt wurde. Im Projektezusammenhang der 
NewYorck wurde gegen den G8-Gipfel mobilisiert, 
erscheint bundesweit die einzige Dokumentati¬ 
on der Antirassistischen Initiative über staatliche 
und gesellschaftliche Gewalt gegen Flüchtlinge und 
zahlreiche Initiativen ünden hier Raum für eman- 
zipatorische Politik. Das ist natürlich wichtig. Al¬ 
lerdings ist es klar, dass etablierte Politik und so 
genannte gesellschaftliche Dialogprozesse immer 
auch durch gesellschaftliche Machtmittel und eben 
nicht durch „Dialog“ entschieden werden. Die New¬ 
Yorck ist wahrscheinlich noch im Haus, weil man sie 
nicht gewaltsam räumen wollte. Hingegen schei¬ 
terte unser gefordertes Anwohner_innenforum 
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daran, daß Herr Tannert mit dem Auszug drohte, Eine Ausstellung, mit der ihr gerade in Chemnitz 

sich also dem Dialog verweigerte. Das nahm „un- • ein befreundetes Hausprojekt besucht habt und 
glaubliche“ Züge an. Tannert beschimpfte die An- die ihr letztes Jahr in Christiania gezeigt hattet, 

wohner_innen als „Kiezdödel“, die quasi nichts in lautet: besetzen und begehren - warum gerade 

seinem Haus zu suchen hätten. Der Politik waren hier? 

solche Diffamierungen natürlich egal, denn eine 

Lobby des Prekariats gibt es nicht. Für uns war es J Neugier. Das waren auch ganz unterschiedliche 
immer wichtig, das Anwohner_innenforum quasi • Erfahrungen. Während in Christiania durch den 
als Scharnier zwischen dem kulturellen Reichtum Immobilienboom auch die letzte „grüne Lunge“ 

im Haus und dem im Kiez zu etablieren. Damit Kopenhagens zur Zeit „einverleibt und zerstört“ 

Leute, die nicht zielgerichtet in eine Ausstellung werden soll, wird in Chemnitz das Hausprojekt 

gehen dadurch mit der Arbeit im Haus in Berüh- sogar öffentlich unterstützt, weil ganze Straßen¬ 
rung kommen und auch selbst den Raum finden züge veröden. Beides natürlich Phänomene kapi- 

auf ihre Weise dazu beizutragen. Es ging um Teil- talistischen Irrsinns, in dem beide Projekte nicht 

habe und Mitbestimmung am öffentlichen Raum mitspielen wollen und stattdessen ihre eigenen 

und nicht um Ausschluss, denn das verbirgt sich Regeln definieren, 

eben auch hinter BegrifHichkeiten wie „Qualität" 

oder „Kunstproduktion“. Sie stellen eine quasi vor- Welche Erfahrungen könnt ihr für den Kampf um 

definierte gesellschaftliche Eintrittskarte dar, wer • politische und lokale Freiräume weitergeben? 
sich denn überhaupt im öffentlichen Raum darstel¬ 
len oder bewegen darf. Wir fanden eben, dass sich J Vielleicht dass man den Kampf nicht vom Erfolg 
genau die gesellschaftlichen Spannungen auch in • abhängig machen sollte, sondern aus sich selbst he- 
einem Haus treffen sollten, grenzüberschreitende raus als notwendig begreift und ihn auch danach 

Kommunikation eben. definiert. Vielleicht hierzu eine kleine Geschichte 

aus den Verhandlungen. Eine kennzeichnende Si¬ 
tuation war, als sich die Fraktionen dann zur Aus¬ 
handlung des Kompromisses trafen. Da stand vor¬ 
her in dem Kompromiss eine Präambel drüber so in 
etwa „In Auswertung des Diskussi- 
ons- und Beteiligungsprozesses am 
Runden Tisch.“ Natürlich war das 
auch nur die halbe Wahrheit aber 
gut. Die Partei „die Linke“ wollte 
dann daraus machen und das 
steht jetzt auch so drin „Grund¬ 
lage der nächsten Schritte ist die 
Herstellung des Einvernehmens 
mit dem zukünftigen Träger.“ 
Als die Diskussion entbrannte 
konnte man richtig sehen, dass 
die Forderung selbst dem Frak¬ 
tionsvorsitzenden richtig pein¬ 
lich war. Im Grunde ging es um 
den Kern der Auseinanderset¬ 
zung: Beruhen die Ergebnisse 
auf einem „partizipativen Ver- 

^_ such“ oder aber darauf, was 

neuer Beschluss de der zu künftige Träger will. 


DEILSUDJ^^ das kurz zuvor 

59 und Unterstützer .innen be^ 

geräumte HausprojektJorck h ^ nhatnachderBeset un ^ 

und* soziales^entrumwar ^^^ a ^|^g^irteparlaments, das 

mündete in einen Beschluss ^ Zur Umsetzung wurde 

die wesentlichen Forderunge _ p arteip olitiker Jnnen 

Nutzer Jnnen des H Prn7esses wurde im Februar 2008 ein 

Nach Abschluss dieses verabschiedet. 


14 


„Die Linke“ hat diese Frage klar zugunsten des Ei- verbirgt sich ein Lobbyverein aus Investoren, der 

gentums und der Verfügungsgewalt beantwortet. die Nachbarschaft mit Büroblöcken zubetonieren 

Das passiert halt, wenn man von „oben“ (vom Se- will. Die Stadtplanung wurde dabei ganz globa- 

nat und der Regierungsverantwortung) die gesell- lisiert dem Investorenverein zur Privatisierung 

schaftliche Vision und den Weg zu einem scheinbar des öffentlichen Raumes übertragen. Und das in 

greifbaren Erfolg diktiert bekommt. Daher sindpo- einem mehrheitlich „linken" Bezirk. Das hat natür- 

litische Freiräume auch wichtig, damit man später lieh krasse Auswirkungen auf den Kiez, also Ver- 

auch noch in den Spiegel schauen kann. treibung ärmerer Bevölkerungsschichten, denen 

gleichzeitig der Bildungsetat gekürzt wird. Für 
Und was kommt als nächstes? uns ist es wichtig, Infrastruktur zu bieten gegen 

• eine fortschreitend marktradikale Gesellschaft, 

J Tja. Die gesellschaftliche Polarisierung nimmt ja also nicht die Augen zu schliessen vor einer priva- 

• eher zu. Gerade auch bei uns in Kreuzberg ist das tisierten Gesellschaft. Das ist definitiv nicht unsere 

ziemlich aktuell. Eine Gruppe, die sich auch in der ist, denn sie beruht notgedrungen immer auf Aus- 

NewYorck trifft, kämpft gerade gegen einen Stadt- Schluss. 

umbau namens „MediaSpree“ im Kiez. Dahinter 





Kampagnenplakat zum Bürgerbegehren der Initiative Zukunft Bethanien 
gegen die geplante Privatisierung 



Solidaritätskonzert des Ensembles Zwischentöne in der New Yorck im Bethanien \ Bild: Bethanien 
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GEWALTPROJEKT 

PRIVATISIERUNG 

ÜBER DEN ZUSAMMENHANG VON PRIVATISIERUNGSPOLITIK UND GEWALT 



Chile 1973: Mit einem blutigem Putsch gegen die sozialistische Regierung macht General Pinochet den Weg frei für neoliberale Experimente 


S eit dem Anbruch des neolibe¬ 
ralen Zeitalters in den 1970er 
Jahren werden uns Privatisie¬ 
rungen als ökonomische Notwen¬ 
digkeit verkauft, als Maßnahme, 
die die Effizienz von Unternehmen 
ermöglichen soll. Mittlerweile dürf¬ 
te jede/r gemerkt haben, dass das 
nicht stimmt. Privatisierte Eisen¬ 
bahnen oder Wasserwerke arbei¬ 
ten weder besser noch preisweiter 
als staatliche. Bei Privatisierungen 
geht es nicht um Effizienz, sondern 


um Aneignung - darum, wem et¬ 
was gehört, wer etwas kontrolliert, 
wer profitiert. Und es liegt auf der 
Hand, dass dort, wo um Eigentum 
gestritten wird, auch Gewalt eine 
Rolle spielt. 

„SCHOCKTHERAPIEN“ 

Eines der ersten Länder, in de¬ 
nen sich dieser Zusammenhang 
dramatisch zeigte, war Chile. Die 
Privatisierung der Schlüsselindu¬ 
strien und die Liberalisierung von 


Außenhandel und Finanzmärk¬ 
ten erfolgte dort nach dem Mili¬ 
tärputsch von Augusto Pinochet 
im September 1973. Die neolibe¬ 
rale Doktrin musste blutig durch¬ 
gepeitscht werden: In Chile gab es 
marxistisch ausgerichtete Gewerk¬ 
schaften, mit Salvador Allende hat¬ 
te ein Linkssozialist regiert, und das 
Gros der Wirtschaftswissenschaft¬ 
ler befürwortete eine staatlich ge¬ 
steuerte Entwicklungspolitik. Der 
Putsch musste die Grundlagen 


für neoliberalen Reformen erst 
legen. Klassenkämpferische Vor¬ 
stellungen wurden per Gesetz ver¬ 
boten, Gewerkschafter ermordet, 
kritische Intellektuelle ins Exil ver¬ 
trieben. 

Schon bald wurde in Chile deut¬ 
lich, dass auch die Neoliberalen 
Grenzen des Marktes kennen. Als 
es zu einer Finanzkrise kam und 
großen Kapitalbesitzern Millionen¬ 
verluste drohten, sprang der Staat 
rettend ein: Die Verluste wurden 
verstaatlicht. Im real existierenden 
Neoliberalismus wird nämlich nur 
dann privatisiert, wenn die Privati¬ 
sierung das Eigentum der kapital¬ 
besitzenden Gruppen vergrößert. 
Daran zeigt sich, dass es um ein 
Verteilungsprojekt und nicht um 
eine wirtschaftstheoretische Schu¬ 
le geht. 

In Großbritannien und den USA 
verlief die Durchsetzung der neoli¬ 
beralen Doktrin in der Folgezeit we¬ 
niger brutal als in Pinochets Chile. 
Doch auch hier wurde Widerstand 
mit harter Hand ausgeschaltet. In 
Großbritannien führte die Nieder¬ 
schlagung des Bergarbeiterstreiks 
1984 zu jener gesellschaftlichen 
Lähmung, mit dem sich Einschnitte 
reibungslos durchsetzen lassen. Die 
„Eiserne Lady“ Maggie Thatcher 
brach der Gewerkschaftsbewegung 
insgesamt das Genick, als sie die 
Bergarbeiter mit Polizeigewalt und 
einer massiven Medienkampagne 
überrollen ließ. Danach war Groß¬ 
britannien reif für Reformen: Die 
soziale Schere öffnete sich rasant. 

Anfang und Mitte der 1980er 
Jahre wurde auch in Lateinameri¬ 
ka für gesellschaftliche Lähmung 
gesorgt. Als Auslöser diente die 
Schuldenkrise: Nachdem die USA 
die internationalen Zinsen und 
den Dollar bewusst in die Höhe ge¬ 
trieben hatten, konnten zahlreiche 
Staaten in der ganzen Welt ihren 
Schuldendienst (der in Dollar abge¬ 


rechnet wurde) nicht mehr leisten: 
Argentinien, Mexiko, Brasilien und 
viele Staaten der so genannten 
Dritten Welt litten unter rasanter 
Geldentwertung und dem Kollaps 
ihrer Ökonomien. Sogar realsozia¬ 
listische Staaten brachen faktisch 
zusammen: Polen und Jugoslawien, 
die sich in den 1970er Jahren mit 
extrem billigen Krediten versorgt 
hatten, gehörten zu den ersten 
Staaten, die pleite gingen. Es kam 
zu einer dramatischen Unterver¬ 
sorgung der Bevölkerung und dem 
Zusammenbruch der politischen 
Systeme. 

Während die große Privatisie¬ 
rungswelle in Osteuropa jedoch 
erst 1990 einsetzte, wurde in La¬ 
teinamerika bereits ein paar Jahre 
früher kräftig angeeignet. In Folge 
der Schuldenkrise zwang man die 
lateinamerikanischen Staaten, ein¬ 
heimisches Geld radikal zu verknap¬ 
pen. Während die Bevölkerung mit 
plötzlicher Armut beschäftigt war, 
wurde der Staat umgebaut: Sozial¬ 
ausgaben wurden zusammengestri¬ 
chen, staatlicher und gesellschaft¬ 
licher Besitz privatisiert. 

Als Naomi Klein mit „Die 
Schockstrategie“ (2007) auf den 
Zusammenhang von neoliberaler 
Wirtschaftspolitik, Enteignung 
und Gewalt hinwies, hatten auch 
ansonsten vergleichsweise sozial 
gesinnte Medien schnell Schaum 
vor dem Mund. In der Süddeut¬ 
schen Zeitung warf man Klein er¬ 
bost „Verschwörungstheorien“ vor. 
Zugegebenermaßen versteckt sich 
der Gewaltcharakter von neolibe¬ 
raler Politik in Industrieländern wie 
Deutschland meistens hinter einem 
„ökonomischen Sachzwang“. So er¬ 
scheinen die Privatisierung öffent¬ 
licher Güter und die Kürzung von 
Sozialausgaben als Folge knapper 
Kassen. Dass diese Kassen zuvor 
gezielt entleert worden sind, indem 
man Steuersätze für Reiche gesenkt 


und Schranken für internationa¬ 
le Finanzströme aufgehoben hat, 
wird nicht erwähnt. Die „knappen 
Kassen“ führen schließlich dazu, 
dass öffentliche Wohnungen und 
Stadtbetriebe privatisiert, sprich 
enteignet werden. 

Auf der untersten Ebene wird 
aber auch bei uns Gewalt deutlich: 
Zum Beispiel wenn Wohnungen 
nach Privatisierung und Mieter¬ 
höhungen zwangsgeräumt werden 
und sich Menschen plötzlich als 
Obdachlose auf der Straße wieder 
finden. 

DAS BEISPIEL KOLUMBIEN: 

WER NICHT SPURT, WIRD 
ERSCHOSSEN 

Sehr viel offensichtlicher ist 
der Zusammenhang von Privatisie¬ 
rungspolitik und Gewalt allerdings 
auch heute noch in Lateinamerika. 
Besonders drastisch zeigt sich das 
in Kolumbien, dem wichtigsten 
Verbündeten der USA in der Re¬ 
gion und drittgrößten Empfänger 
von US-Militärhilfe weltweit. Ko¬ 
lumbien, formal eine der ältesten 
Demokratien Lateinamerikas, gilt 
als seit langem Geheimtipp für In¬ 
vestoren. Hohes Wirtschaftswachs¬ 
tum, große Rohstoffreserven und 
niedrige Sozial- und Umweltstan¬ 
dards machen das Land für das in¬ 
ternationale Kapital attraktiv. 

In den vergangenen 2 Jahr¬ 
zehnten wurden der neoliberalen 
Reformpolitik in Kolumbien al¬ 
lerdings immer wieder Grenzen 
gesetzt. Die Angestellten im öf¬ 
fentlichen Sektor setzten sich kon- 
sequentzurWehr. Die Gewerkschaft 
des staatlichen Erdölunternehmens 
USO, die Telefongewerkschaft SIT- 
TELECOM und die Gewerkschaft 
der Stadtwerke von Cali SIN- 
TRAEMCALI wurden daraufhin auf 
sozusagen „kombinierte“ Weise in 
die Zange genommen: Die Justiz 
überzog die Gewerkschaften mit 
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„STAATSEIGENTUM BIETET KEINE GARANTIE 
DAEÜR. DASS DIE MEHRHEIT ZUGANG ZU GÜTERN 
HAT. ABER ES ERLEICHTERT DIE POLITISCHE AUS¬ 
EINANDERSETZUNG ÜBER DIE VERTEILUNG VON 
REICHTUM.“ 
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La Colombie 

laboratoire de la mondialisation neoliberale 


10 octobre 

Coca-Cola 
en Colombie 

Mh30 - Parlemeni Europäer 

Audition publique 

Co corwoquee par Attac, CMT, 
ENCOD, CUT-Colombia & FSM 
Avec notamment F. Houtart, 

J. Petras, J. Bovä, E. Toussaint.. 

20h00 - Le Bolanique 

Film et Debat 



ft 

\ 
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11 octobre 

Mondialisation 
et militarisation 
en Colombie: 

Quel espace pour 
les alternatives ? 

9h00 ö löhOO - Communaute Francaise 

Conförence-döbat 



Blackwater: Krieg als Geschäft, Gewalt als 
Dienstleistung, z.B. im Irak und in New Orleans 


Terrorismusprozessen und inhaf¬ 
tierte Dutzende Aktivisten. Gleich¬ 
zeitig versuchte das Management 
der Staatsbetriebe durch interne 
Umstrukturierungen (beispielswei¬ 
se den Einsatz von Leiharbeit) die 
Basis der Gewerkschaften zu un¬ 
terlaufen. Und schließlich kam es 
zum Mord: Gewerkschaftsfunkti¬ 
onäre wurden entführt, gefoltert, 
erschossen. 

Der Angriff auf die Gewerk¬ 
schaften hatte wesentlich damit zu 
tun, dass Privatisierungen ebenkein 
Sachzwang sind. Im Fall des staat¬ 
lichen kolumbianischen Ölunter¬ 
nehmens ECOPETROL ist die Lage 
recht eindeutig. Zwar verteidigen 
die Gewerkschafter auch ihre eige¬ 
nen vergleichsweise hohen Löhne, 
gleichzeitig jedoch nützt das staat¬ 
liche Ölunternehmen aber auch der 
Gesellschaft insgesamt. ECOPE¬ 
TROL gibt in Form von Steuern und 
Gewinnabgaben sehr viel mehr an 
den kolumbianischen Staat ab als es 
ein ausländischer Ölkonzern jemals 
tun würde. Außerdem sorgt die Exis¬ 
tenz des Staatsunternehmens für 
Technologietransfer: ECOPETROL 
führt selbst Förderstudien durch, 
baut und unterhält Anlagen. 


Eine Privatisierung würde in 
diesem Sinne nur ausländischen 
Investoren und ihren Partnern im 
Staatsapparat, nicht aber der Bevöl¬ 
kerung, ja nicht einmal einheimi¬ 
schen Betrieben zugute kommen. 
Wenn der Sachverhalt so eindeu¬ 
tig ist, wird im real existierenden 
Neoliberalismus dann auch schon 
mal auf klassische Weise angeeig¬ 
net: mit offen räuberischer Gewalt. 
2002 führte die Gewerkschaft USO 
in mehreren kolumbianischen Städ¬ 
ten so genannte „Erdölforen“ durch, 
auf denen die Ölpolitik diskutiert 
werden sollte. In jeder Stadt ent¬ 
führten paramilitärischen Gruppen 
daraufhin einen der örtlichen Orga¬ 
nisatoren und brachten ihn um. 

Etwa 4000 Gewerkschafter sind 
in den vergangenen 20 Jahren in 
Kolumbien ermordet worden. Auf¬ 
fällig viele von ihnen, weil sie sich 
der Privatisierungspolitik wider¬ 
setzten. 

PRIVATISIERUNGSPOLITIK 

STOPPEN 

Wie gesagt: Privatisierung ist 
ein politisches Projekt von Kapital¬ 
besitzern, die öffentliche Güter in 
Wert setzen wollen. Im Umkehr¬ 
schluss bedeutet das, dass Priva¬ 
tisierung nur mit politischem Wi¬ 
derstand gestoppt und rückgängig 
gemacht werden kann. 

Auch in dieser Hinsicht ist 
uns Lateinamerika voraus. Bereits 
1992 setzte die uruguayische Lin¬ 
ke einen Volksentscheid gegen die 
Privatisierungspolitik der Regie¬ 
rung durch. Mit einer Haustür-zu- 
Haustür-Kampagne überzeugte 


man Hunderttausende, sich der 
gesellschaftlichen Enteignung zu 
widersetzen. Das Referendum en¬ 
dete mit einer schallenden Ohr¬ 
feige für die Regierung. In der bo¬ 
livianischen Stadt Cochabamba 
mobilisierte sich die Bevölkerung 
2000 erfolgreich gegen das Vorha¬ 
ben, die städtische Wasserversor¬ 
gung zu privatisieren. Einige Zeit 
später folgten Proteste im ganzen 
Land gegen den Ausverkauf der 
Erdgasvorkommen. Die sozialen 
Bewegungen zahlten einen hohen 
Preis: Dutzende Personen wurden 
erschossen. Doch die Kampagnen 
stoppten die neoliberale Doktrin in 
Bolivien und brachten eine Linksre¬ 
gierung ins Amt, die sich zur Zeit zu¬ 
mindest darum bemüht, es anders 
zu machen. Und schließlich ging es 
auch bei den Massenprotesten in 
Argentinien 2001 nicht zuletzt um 
Privatisierung. Die Militärs hatten 
Argentinien in den 1970er Jahre 
zunächst hoch verschuldet, in den 
1980er und 1990er Jahren dann 
wurde - unter demokratischer Füh¬ 
rung - „gespart“. Öffentliche Güter 
wurden im großen Stil verschleu¬ 
dert, die Regierung strich Beste¬ 
chungsgelder in Milliardenhöhe 
ein. Als nicht mehr viel gesellschaft¬ 
liches Eigentum übrig war, war die 
Bevölkerungsmehrheit verarmt 
und der Schuldenberg so hoch wie 
noch nie. Das Finanzsystem brach 
zusammen, kleine Geldvermögen 
wurden enteignet. Als Folge davon 
gingen Hunderttausende auf die 
Straße und erreichten immerhin, 
dass die Regierung abgesetzt und 
die neoliberale Politik außer Kraft 


gesetzt wurde. 

Die Erfolge, die es in Lateiname¬ 
rika gab, sind zwiespältig: Staats¬ 
eigentum bietet keine Garantie 
dafür, dass die Mehrheit Zugang 
zu Gütern hat. Aber es erleichtert 
die politische Auseinandersetzung 
über die Verteilung von Reichtum. 
Die Links- und Mitte-Links-Regie- 
rungen in Lateinamerika, die durch 
die Anti-Privatisierungs-Proteste 
ins Amt kamen, haben an den Wirt¬ 
schaftssystemen bislang nicht viel 
geändert. Aber immerhin haben sie 
die Privatisierungspolitik gestoppt 
und teilweise sogar rückgängig ge¬ 
macht. 

Der Widerstand gegen den 
Neoliberalismus in Lateinameri¬ 
ka zeigt, dass Schritte auf kleiner 
und großer Ebene möglich sind. Im 
kolumbianischen Saravena, mit¬ 
ten im schlimmsten neoliberalen 
Krieg, haben die Bewohner einer 
40.000-Einwohner-Stadt kommu- 
nitäre Stadtwerke (ECAAS) aufge¬ 
baut, die nicht der Gemeinde oder 
dem Staat, sondern der Bevölke¬ 
rung selbst gehören. Man hat da¬ 
für zwar staatliche Subventionen in 
Anspruch genommen, die demokra¬ 
tische Kontrolle aber nicht aus der 
Hand gegeben (Zum Anhören un¬ 
ter: http://www.attac.de/saarbru- 
ecken/upload/arauca.mp3). In an¬ 
deren Ländern hat der Widerstand 
gegen Privatisierungen alternative 
Regierungen ins Amt getragen und 
Druck von unten dafür gesorgt, 
dass - wie in Venezuela - mit öf¬ 
fentlichem Eigentum auch wieder 
Sozialpolitik finanziert wird. 


Lateinamerika zeigt aber auch, 
dass Erfolge dabei stets umkämpft 
bleiben. Jede Errungenschaft kann 
rückgängig gemacht werden. Die 
Einnahmen staatlicher Unterneh¬ 
men werden privat angeeignet, 
öffentliche Betriebe miserabel ver¬ 
waltet, das Personal von Linksre¬ 
gierungen verwandelt sich in neue 


Eliten. Im Kampf um die gesell¬ 
schaftliche, demokratische Aneig¬ 
nung von Gütern und Reichtum 
wird man immer wieder aufs Neue 
verlieren. Aber wer den Kampf gar 
nicht führt, hat schon verloren. 

Raul Zelik 
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DIE NEOLIBERALE 
OFFENSIVE UND 
DER KAMPF UM 
DAS ÖFFENTLICHE 
EIGENTUM 




Südafrika: Bongani rief mit Freunden die Operation „Licht an!“ ins Leben: 
arme Familien werden illegal wieder ans Stromnetz angeschlossen 


Bolivien: Rosa DeTurpo - eine der Ikonen im 
Krieg um das Gemeingut Wasser 



England: Drei große Zugunglücke können unmittelbar auf die Privatisierung 
der BRITISH RAIL zurückgeführt werden 



L_ 
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Philippinen: Verwandte von Patienten müssen teilweise lebensnotwendige 
Pflegedienste selbst übernehmen, da Personal und Ausrüstung fehlen 


Alle Bilder Screens aus dem Film „Der große Ausverkauf “ 
www.dergrosseausverkauf.de 


S eit etwa Mitte der siebziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts läuft eine Großoffensive des in¬ 
ternationalen Monopolkapitals. Wir haben uns ange¬ 
wöhnt, sie als „Neoliberalismus“ zu bezeichnen. Egal, 
ob dieser Ausdruck glücklich ist, wichtiger ist es zu 
konstatieren, dass es diese Offensive gibt und dass sie 
weitergeht. Im Kern ist diese Offensive der Versuch, die 
Mehrwertrate oder den Ausbeutungsgrad zu steigern. 
Der Versuch war bisher erfolgreich. In allen großen 
Industriestaaten zeigt die Statistik, dass der Anteil der 
Löhne und Gehälter am gesamten Nationaleinkommen 
seit den siebziger Jahren gesunken ist, während der 
Anteil der Einkommen aus Kapitalvermögen entspre¬ 
chend gestiegen ist. Für diese Offensive des Kapitals 
war von Anfang an die Zurückdrängung des Staatsan¬ 
teils an der Gesamtwirtschaft und der Abbau sozialer 
Leistungen entscheidend. 

Die neoliberale Offensive wurde ab 1979/80 of¬ 
fizielle Politik der Regierungen Thatcher in Großbri¬ 
tannien und Reagan in den USA. Beide Regierungen 
verfolgten eine scharfe antigewerkschaftliche Politik, 
betrieben den Abbau der sozialen Sicherungssysteme, 
verringerten die Steuerlast der Reichen und großen Ka¬ 
pitalgesellschaften. Beide Regierungen nahmen eine 
scharfe Rezession in Kauf oder führten sie bewusst 
herbei. Großbritannien begann, den umfangreichen 
staatlichen Industriebesitz zu privatisieren. Das Te¬ 
lefonnetz, die Stahlindustrie, der Kohlebergbau, die 
Stromversorger, die Erdölförderung, die Tankstellen¬ 
netze, die Autoindustrie, die Eisenbahn, die Post, fast 
alles, was privatisiert werden konnte, wurde auch pri¬ 
vatisiert. 

In der Bundesrepublik ging die konservative Re¬ 
gierung Kohl dagegen eher zögernd vor. Sie setzte zu¬ 
nächst auf den weitgehenden Erhalt des Staatssektors. 
Die größte Privatisierung in den ersten acht Jahren bis 
zum Anschluss der DDR war die Viag, ein Konglomerat 
aus bayrischen Elektrizitätswerken und einer von Nazi¬ 
deutschland aufgebauten Aluminiumindustrie. Das ra¬ 
dikale Vorgehen der Regierungen Thatcher und Reagan 
wurde von der deutschen Großbourgeoisie zunächst 
als spezifische Reaktion auf die besonders krisenhafte 
Entwicklung in der USA und in Großbritannien gewer¬ 
tet. Die starke Bevorzugung des Finanzsektors und die 
Betonung der kurzfristigen Profitabilität wurden ab¬ 
gelehnt. Der schnelle Abverkauf des Staatsvermögens 
galt damals noch als unseriös. 


ABWICKLUNG DES SOZIALISMUS 

Die zweite Phase begann mit der Niederlage des So¬ 
zialismus in Europa 1989/91. Jetzt wurde die Entstaat¬ 
lichung der Produktionsmittel in großem Stil betrie¬ 
ben. Privatisierung musste nicht mehr mühsam gegen 
Widerstand durchgesetzt werden. Das Monopolkapi¬ 
tal des Westens wurde östlich der Elbe von dem meist 
aus den kommunistischen Parteien hervorgegangenen 
neuen Regierungspersonal förmlich gebeten, sich der 
Produktionsmittel zu bemächtigen. Im deutschen Os¬ 
ten wurden keine eigenen Herrschaftseliten zugelas¬ 
sen. Hier übernahm das deutsche Kapital sofort und 
radikal die Kontrolle. Die DDR wurde zu einem gran¬ 
diosen Experimentierfeld für den Abbau einer ganzen 
Volkswirtschaft und der Verteilung von volkswirt¬ 
schaftlichem Produktivvermögen unter das Privatka¬ 
pital. Die Treuhand war die größte Privatisierungsin¬ 
stitution der Welt. Ihre Entscheidungen wurden mit 
unglaublichem Tempo getroffen. Sie konnten gar nicht 
vernünftig im volkswirtschaftlichen Sinne sein. 

Die grandiosen ökonomischen Misserfolge bei der 
Abwicklung der DDR scheinen das deutsche Kapital so 
richtig angeregt zu haben. Noch während die Treuhand 
wirkte, ging die Kohl-Regierung auch im Westen auf 
entschiedenen Privatisierungskurs. Das profitabelste 
Staatsunternehmen, das von der Post betriebene Tele¬ 
fonnetz sollte als leuchtendes Beispiel als erstes priva¬ 
tisiert werden. Mit beispiellosem Propagandaaufwand 
wurde ein Börsengang inszeniert und die Aktien des 
aus der Post ausgegliederten Unternehmens verkauft. 
Wesentliche Teile der Schulden des Unternehmens blie¬ 
ben allerdings beim Alteigentümer Bund. Seit damals 
verging kein Jahr, in dem nicht Bundesvermögen ver¬ 
kauft wurde. Die sozialdemokratisch geführte Regie¬ 
rung Schröder beschleunigte den Privatisierungskurs 
noch. 

Zu Beginn der 90er Jahre setzten die europäischen 
Regierungen die Europäische Union auf einen Kurs, der 
Unternehmen in Staatsbesitz zur wettbewerbswid¬ 
rigen Ausnahme deklarierte. Die EU-Kommission ist 
seither bestrebt, alle Staatsunternehmen unter illega¬ 
len Beihilfeverdacht zu stellen. In Deutschland gerieten 
deshalb die öffentlichen Banken und Sparkassen sowie 
die Beteiligung des Landes Niedersachsen an der Volks¬ 
wagen AG in die Kritik. Das EU-Recht, insbesondere das 
Beihilferecht, ist somit zum wichtigen Hebel geworden, 
die Privatisierungen zu forcieren. 


20 I THEY GONNA PRIVATIZE THE AIR DIE NEOLIBERALE OFFENSIVE ... 


... UND DER KAMPF UM DAS ÖFFENTLICHE EIGENTUM THEY GONNA PRIVATIZE THE AIR I 21 







DIE LOGIK DER PRIVATISIERUNG 

Aus Sicht des Großkapital hat die Privatisierung 
von Staatsvermögen große Vorzüge: 

Zunächst kommt eine Privatisierung den davon 
unmittelbar begünstigten Konzernen zugute. Privati¬ 
sierungen fördern außerdem eine ganze Branche von 
Investment-Banken, Management-Beratern, Rechts¬ 
anwälten, Steuerberatern, PR-Agenturen, Börsenmak¬ 
lern usw. 

Sehr häufig sind die privatisierten Objekte mit einer 
Monopolposition verbunden. So wurden in Deutsch¬ 
land mit Post und Telekom zunächst staatliche Mono¬ 
pole verkauft. Die meisten Privatisierungen kommu¬ 
naler Betriebe sind ebenfalls so genannte natürliche 
Monopole. Sie betreffen zum Beispiel die komplette 
Wasserversorgung in einer Stadt oder die Abwicklung 
des Nahverkehrs auf festgelegten Routen. 

Wichtiger sind noch die Wirkungen, die die Priva¬ 
tisierung von Staatsvermögen auf die Volkswirtschaft 
insgesamt haben, die für die gesamte Kapitalistenklas¬ 
se kurzfristig vorteilhaft erscheinen. 

• Da der vom Staat aufgebaute Kapitalstock relativ 
billig verkauft wird, erhöht sich durch die Zufuhr billi¬ 
ger Kapitalwerte die Durchschnittsprofitrate. 

• Mit der Privatisierung von Bildungseinrich¬ 
tungen, Krankenhäusern, Gefängnissen, Polizei, 
Wachdiensten, Militär usw. werden ganz neue Be¬ 
reiche menschlicher Arbeit der Mehrwertproduktion 
zugeführt. Die Kapitalbasis wächst, aus der mehr Profit 
entstehen kann. 

• Jede Privatisierung schwächt die Position der Be¬ 
schäftigten. Die Betriebe fallen aus alten staatlichen 
Tarifverträgen heraus. Der private Besitzer hat mehr 
Spielräumeals der öffentlicheArbeitgeber, Betriebsteile 
zu schließen oder zu verkaufen, Entlassungen vorzu¬ 
nehmen, die Löhne zu drücken und andere Leistungen 
abzubauen. Von den Privatisierungsbefürwortern wird 
das ganz offen als Hauptmotiv genannt. 

• Privatisierungen schwächen die Position des re¬ 
gulierenden Staates. Auch dieses Phänomen gilt auf al¬ 
len Ebenen. Die Gemeinde, die über keine kommunalen 
Versorger verfügt, kann nicht den Wünschen ihrer Bür¬ 
ger entsprechend handeln. Das Land, das über keine 
Banken verfügt, kann keine billigen Kredite zur Ret¬ 
tung von Unternehmen mehr vergeben, selbst wenn es 


das wollte. Das immer wieder vorgebrachte Argument, 
mittels Privatisierung ließe sich der staatliche oder 
städtische Haushalt sanieren, ist falsch. Das würde ja 
bedeuten, man könne für das privatisierte Obj ekt einen 
hohen, über dem Marktpreis liegenden Verkaufspreis 
erzielen. Fast immer ist das Gegenteil der Fall. Fast im¬ 
mer werden kleine finanzielle Entlastungen auf kurze 
Sicht gegen hohe Belastungen auf lange Sicht einge¬ 
tauscht. 

WIDERSTAND 

Vergleicht man die Situation heute mit der in den 
90er Jahren, so hat sich der Widerstand gegen die Pri¬ 
vatisierung öffentlicher Güter und Produktionsmittel 
verstärkt. Auch in Deutschland ist die Schockstarre der 
Linken und der Gewerkschaften nach dem Scheitern 
des Sozialismus langsam gewichen. Auf kommunaler 
Ebene treffen Privatisierungsvorhaben heute fast im¬ 
mer auf Widerstand. Beispielhaft dürfte die Entschei¬ 
dung der Freiburger Bürger gewesen sein, den Verkauf 
kommunaler Wohnungen abzulehnen. Gegen die von 
der Bundesregierung nach wie vor geplante Privatisie¬ 
rung der Bahn hat sich ein breites Bündnis formiert. 

Die aus PDS und WASG fusionierte Linkspartei 
ist Ausdruck des stärker werdenden Widerstandes ge¬ 
gen die neoliberale Offensive. In der Partei selber ist 
die Frage der Privatisierungen (neben der Frage von 
Militäreinsätzen) zur entscheidenden Richtungsfra¬ 
ge geworden. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die 
Widerstandsfraktion sich durchsetzt und den anpass- 
lerischen Schmusekurs des PDS-Apparats gegenüber 
der alten Sozialdemokratie beendet. 

Der Abwehrkampf gegen Privatisierungen eignet 
sich wie kein zweiter, ihn in den Parlamenten, den Be¬ 
trieben und auf der Straße gleichzeitig zu führen. In 
diesem Abwehrkampf sind, wie sich gezeigt hat, immer 
mal wieder Erfolge möglich. Er führt exemplarisch vor, 
wie die Privatunternehmen und staatliche Stellen eng 
zum gegenseitigen Vorteil Zusammenarbeiten. Er regt 
an, darüber nachzudenken, wie die Verfügungsgewalt 
über die Produktionsmittel auf Dauer gesichert und 
zum Vorteil der Bürger genutzt werden kann. Er regt 
an, über den Sozialismus nachzudenken. 

Manfred Szameitat 


PRIVAT ODER STAAT? 
DAS IST NICHT DIE 
ALTERNATIVE 


D ie Kapital-Lobby kämpft für 
Privatisierung, wenn staat¬ 
liche oder kommunale Unterneh¬ 
men sich dem Allgemeininteresse 
nähern und privatbetriebliche Pro¬ 
fite einschränken. Die Kapital-Lob¬ 
by ist aber keineswegs immer und 
überall gegen Verstaatlichung oder 
gegen Staatseingriffe, im Gegenteil: 
Im deutschen Nationalsozialismus 
und im italienischen Faschismus 
begrüssten die kapitalistischen Pri¬ 
vateigentümer die Staatseingriffe 
und konnten Super-Profite erwirt¬ 
schaften. Und auch gegenwärtig 
verlangen - und bekommen - die 
grossen Privateigentümer staatli¬ 
che Subventionen und Profitgaran¬ 
tien, und dies umso mehr, je mehr 
der Kapitalismus in die Krise gerät. 
Deshalb ist die beliebte Kontrover¬ 
se „Staat oder Privat“ nur vorder¬ 
gründig. Und deshalb kann auch 
die demokratische und eine sozi¬ 
alistische Alternative sich nicht in 
der „Verstaatlichung“ erschöpfen. 

Die Kapitallobby hatte in der 
neugegründeten Bundesrepublik 
Deutschland zunächst nur ein 
wichtiges Privatisierungs-Projekt: 
Rundfunk und Fernsehen. Das lag 
nicht an der Staatlichkeit der neu¬ 
gegründeten Landesrundfunkans- 
alten wie WDR, NDR und an ihrem 
Zusammenschluss in der ARD (Ar¬ 
beitsgemeinschaft der Öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten 


der Bundesrepublik Deutschland, 
gegründet 1950). Staatliche Me¬ 
dien waren der Kapitallobby und 
den kapitalnahen Parteien deshalb 
zuwider, weil die NS-Funktionäre 
weitgehend entfernt nun durch 
parteilose und vor allem sozialde¬ 
mokratische Journalisten ersetzt 
worden waren. „Linkslastigkeit“ 
und „Unausgewogenheit“ hiess die 
Anklage derer, die mit dem Staats¬ 
funk und der staatlich gelenkten 
Unterhaltungsindustrie des NS 
hoch zufrieden gewesen waren. 

„PRIVATISIEREN GEHT 
VOR SANIEREN“ 

Deshalb arbeiteten der Bun¬ 
desverband der Deutschen Indus¬ 
trie (BDI) und die CDU/CSU-Re- 
gierung seit 1956 auf ein privates 
Fernsehprogramm hin: Es sollte 
nach US-Vorbild familiengerechte 
Unterhaltung und weniger Infor¬ 
mation enthalten und durch Wer¬ 
bung finanziert werden. Der erste 
Anlauf wurde vom Bundesverfas¬ 
sungsgericht abgeschmettert, Er¬ 
gebnis war 1961 das Zweite Deut¬ 
sche Fernsehen (ZDF), das zwar 
konservativer, aber immer noch 
öffentlich-rechtlich war (und ist). 
Den Durchbruch schaffte der Ber¬ 
telsmann-Konzern, der mithilfe 
der CDU-Bundesregierung unter 
Helmut Kohl, der NRW-Landesre- 
gierung unter Johannes Rau (SPD) 
und der Regierung von Luxem¬ 


burg ab 1983 den ersten grossen 
TV-Privatsender für Deutschland 
gründete: Radio et Telediffusion 
Luxembourgeoise (RTL). Luxem¬ 
burg erlaubte privates Medien und 
stellte mit Astra den grössten Sa- 
telliten-Sendepark zur Verfügung. 
Diese kapitalfromme, antidemo¬ 
kratische Medien-Privatisierung 
schlug die ideologische Bresche für 
weitere Privatisierungen nicht nur 
im Bereich der politischen Oeffent- 
lichkeit und der Populärkultur. 

„Das volkseigene Vermögen ist 
zu privatisieren“, hiess es 1990 im 
Treuhandgesetz: Der Treuhandan¬ 
stalt wurden alle staatlichen Vermö¬ 
gen der DDR überschrieben. Nach 
dem Motto „Privatisieren geht vor 
Sanieren“ wurden von Wirtschafts¬ 
prüfern, Unternehmensberatern, 
westlichen Konzern- und Regie¬ 
rungsvertretern Standards und 
Praktiken entwickelt, die sich dann 
auch in der alten BRD und in ande¬ 
ren ehemals sozialistischen Staa¬ 
ten bis heute angewendet werden: 
öffentliche Unternehmen wurden 
unter Wert verkauft, staatliche 
Zuschüsse wurden mit verschiede¬ 
nen Begründungen („Arbeitsplät¬ 
ze schaffen“, „Standort sichern“...) 
gefordert und bezahlt, Arbeits¬ 
plätze wurden abgebaut, Löhne 
wurden gesenkt, Preise erhöht, 
Dienstleistungen verschlechtert, 
Eigentumsverhältnisse wurden an- 
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onymisiert („Briefkastenfirmen), 
Verträge blieben geheim. Als die 
Treuhandanstalt nach vier Jahren 
ihre Abschlussbilanz vorlegte, hat¬ 
te sie nach der Privatisierung einer 
ganzen Volkswirtschaft etwa 270 
Mrd. DM Schulden! 

Von der „Treuhand“ beflügelt 
ging die Privatisierung auch in 
Westdeutschland voran. Auch da¬ 
bei heisst es: „Privatisieren geht vor 
sanieren“. Bundespost und Bundes¬ 
bahn wurden (und werden) in Ak¬ 
tiengesellschaften umgegründet 
(Telekom AG, Postbank AG, Post 
AG, Bahn AG), die Aktien wurden 
schrittweise an internationale In¬ 
vestoren verkauft, bei der Bahn ist 
dieser Plan ins Stocken geraten. Die¬ 
se privatiserten Unternehmen ha¬ 
ben sich, auch als die Aktien noch im 
Bundesbesitz waren, als global pla- 
yer entwickelt: Hohe Einkommen 
der Vorstände, Lohnsenkungen und 
outsourcing bei den Beschäftigten, 
internationale Expansion. So wurde 
etwa die Bahn AG zum grössten eu¬ 
ropäischen Logistik-Unternehmen 
für LkW-Transporte; die Verkehrs¬ 
versorgung in der Fläche wurde ab¬ 
gebaut, die Ticketpreise schnellten 
in die Höhe, zehntausende von Be¬ 
schäftigten auf Staatskosten in frü¬ 
hen Vorruhestand geschickt. 

DIE NEUE MOGELPACKUNG: 
PUBLIC PRIVATE PARTNERSHIP 

Die vier grossen Energieunter¬ 
nehmen RWE, Vattenfall, Energie 
Baden-Würtemberg (EnBW) und 
Eon kauften und kaufen sich in 
hunderte von kommunalen Stadt- 
und Wasserwerken ein, betreiben 
Müllverbrennungsanlagen. Auch 
hier sind die Wirtschaftsprüfer 
(Price Waterhouse Coopers, Ernst 
& Young, KPMG) und die Unterneh¬ 
mensberater (McKinsey, Berger) 
nach Prinzipien eingeschaltet, die 
sie schon bei der Treuhand prakti¬ 


SPRUDELNDE 
GEWINNE UND 
WASSERKRIEGE 

WASSER WTRP PRIVATISIERT, ABER SOZIALE 
KÄMPFE UM DAS WICHTIGSTE LEBENSMITTEL 
NEHMEN ZU 


ziert haben. Sie agieren im Interesse 
der Privatwirtschaft, auch wenn sie 
Aufträge vom Staat oder den Kom¬ 
munen erhalten, so zuletzt KPMG 
beim geplanten Verkauf der Stadt¬ 
werke Leipzig. 

Nachdem der Verkauf von öf¬ 
fentlichem Eigentum seine kata¬ 
strophalen Ergebnisse zeigt (Ver¬ 
kauf unter Wert, Arbeitslosigkeit, 
Senkung der individuellen und 
volkswirtschaftlichen Lohnsum¬ 
me, schlechtere Leistung, keine 
Sanierung der öffentlichen Haus¬ 
halte), kommt eine andere Variante 
in Mode: Public Private Partnership 
(PPP). 

PPP, in England unter der Regie¬ 
rung von „New Labour“ (Tony Blair) 
erfunden, wird als freundlichere Al¬ 
ternative präsentiert: Es wird kein 
öffentliches Eigentum verkauft, 
sondern der Staat beauftragt pri¬ 
vate Unternehmen mit dem Bau 
und dem Betrieb von Schulen, Rat¬ 
häusern, Gefängnissen, Strassen, 
Tunnels usw. und zahlt „nur“ eine 
Miete, meist zwischen 20 und 30 
Jahren. Das grösste derartige Pro¬ 
jekt in Deutschland ist Toll Collect 
(Mautgebühr auf Autobahnen). 
Doch die Klauseln in diesen Verträ¬ 
gen, die ebenfalls geheim sind, be¬ 
vorteilen die privaten Investoren: 
Gewinngarantie, hohe „Transakti¬ 
onskosten“ wie Bankprovisionen 
und Generalunternehmerzuschlä¬ 
ge, Weiterverkauf der Mietforder¬ 
ungen an andere Finanzakteure 
(ähnlich den Hypothekenkrediten 
in den USA). Am Ende der Mietzeit 
werden Staat und Kommunen 
etwa das Doppelte dessen bezahlt 
haben im Vergleich zu einer tradi¬ 
tionellen Erledigung. Der einzige 
„Vorteil“: Politiker können sich als 
erfolgreich präsentieren, brauchen 
der Form nach keine neuen Kredite 
aufzunehmen, können trotz hoher 


Verschuldung weitermachen, kön¬ 
nen Kapitalgewinne weiter unver¬ 
steuert lassen. 

DIE KOOPERATIVE 
OEKONOMIE ENTWICKELN 

Die Rechtsform - ob privates 
oder staatliches Unternehmen - 
sagt heute nichts mehr darüber aus, 
ob das Allgemeininteresse eine Rolle 
spielt oder nicht. So gehören die In¬ 
dustrie- und Handelskammern, die 
öffentlich-rechtliche Institutionen 
sind, zur reaktionären Kapital-Lob¬ 
by. So verhält sich etwa die Bahn, die 
bisher noch im alleinigen Staatsei¬ 
gentum ist, wie ein aggressiver Pri¬ 
vatkonzern. Ebenso die Telekom: 
die Bundesrepublik ist immer noch 
Hauptaktionär, aber ihre Vertreter 
im Telekomvorstand haben zuletzt 
auch die Ausgliederung von 50.000 
Beschäftigten und deren Lohnsen¬ 
kung mitbeschlossen. Kommunale 
Stadtwerke erhöhen die Preise, kau¬ 
fen andere Stadtwerke auf, gleichen 
die Managereinkommen denen der 
Privatwirtschaft an. Stadtsparkas¬ 
sen und Landesbanken gieren da¬ 
nach, es den grossen Privatbanken 
gleichzutun. 

Verstaatlichung oder Rückver¬ 
staatlichung ist also keine Lösung. 
Den Staat wieder so herzustellen, 
wie er vor der Privatisierung war, 
bringt nichts. Denn die Verspre¬ 
chen der Privatisierungs-Fundi 
wurden auch deshalb geglaubt, weil 
öffentliche Unternehmen wegen 
schlechter Leistungen, politischem 
Filz und mangelnder Transparenz 
dafür begründeten Anlass gaben. 
Die Privatisierung war und ist der 
bequemere Weg, um die notwen¬ 
digen Umstrukturierungen des öf¬ 
fentlichen Dienstes zu umgehen. 

Die Alternative heisst: mehr 
Demokratie. Das gilt natürlich nicht 
nur für staatliche Unternehmen, 


sondern auch für private. Erst dann 
ist eine Wirtschaft mit demokra¬ 
tischen Prinzipien vereinbar und 
den Interessen der Bevölkerungen 
dienlich, wenn es zwischen pri¬ 
vatem und staatlichem Eigentum 
keinen wesentlichen Unterschied 
mehr gibt. Und das ist nur möglich 
in einer Oekonomie, die auf Koope¬ 
ration aufbaut. 

Eine kooperative, demokra¬ 
tische Oekonomie kann nicht ver¬ 
ordnet, sie muss erkämpft werden. 
Ihre Akteure müssen sich aus dem 
Heute entwickeln. Wichtig sind 
deshalb auch die nächsten Schritte: 
Bisherige Verträge müssen offenge¬ 
legt werden, deshalb ist das Berliner 
Volksbegehren für die Offenlegung 
der Wasserverträge so bedeutsam, 
weit über Berlin hinaus. Wenn die 
unseriösen Verträge offengelegt 
und unseriöse Praktiken aufgedeckt 
sind, müssen entschädigungslose, 
vorzeitige Kündigungen, ja müssen 
Enteignungen möglich sein. 

Wesentlich ist, dass sich die 
Beschäftigten und Nicht-mehr-Be- 
schäftigten ihres Wertes und ihrer 
Würde, die unter der neoliberalen 
Privatisierungsfuchtel in den Staub 
getreten wurden, bewusst werden. 
Das heisst zum Beispiel heute erst¬ 
mal: Streiken, das börsenfiebrige 
Spardiktat des Konzernvorstands 
wie bei der Bahn AG sich nicht ge¬ 
fallen lassen. Die Streiks der Lok¬ 
führer fanden Sympathie selbst 
bei vielen Bahnkunden und haben 
dazu beigetragnen, den geplanten 
Börsengang ins Stocken zu bringen. 
Und so könnte es weitergehen. 

Werner Rügemer 

Werner Rügemer: Privatisierung in 
Deutschland. Eine Bilanz. Erweiterte 
und aktualisierte 4 . Auflage. Münster 
2008 


W ährend über 1 Mrd. Men¬ 
schen auf der Welt keinen 
angemessenen Zugang zu Trink¬ 
wasser haben, geht es transnatio¬ 
nalen Konzernen auf dem globalen 
Wassermarkt vor allem um eines: 
Sprudelnde Gewinne. Unterneh¬ 
men wie Suez (F), Veolia (F) und 
RWE/ThamesWater (D) operieren 
in dutzenden von Ländern - so¬ 
wohl im Norden als auch im Süden. 
Rückenwind erfahren die Konzerne 
von den einflussreichsten interna¬ 
tionalen Organisationen: der IWF 
und insbesondere die Weltbank 
stehen hier an erster Stelle. 

Sekundiert werden sie von den 
entwicklungspolitischen Durch- 
führungsoragnisationen, wie der 
deutschen Gesellschaft für tech¬ 
nische Zusammenarbeit (GTZ) und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW). Ihr Ziel ist es das Konzept 
öffentlicher Wasserversorgung zu¬ 
rückzudrängen und neue Profit¬ 
quellen für private Investoren zu 
erschließen. Das steigende Wasser¬ 
preise zur Erfüllung privater Rendi¬ 
teerwartungen für viele Arme eine 
große Bedrohung sind ficht diese 
Organisationen nicht an. Auch im 
Norden wird die Wasserversorgung 


Schritt für Schritt privatisiert. Ein 
Paradebeispiel sind die Berliner 
Wasserbetriebe (BWB), die von 
einem Konsortium bestehend aus 
RWE und Veolia kontrolliert wer¬ 
den. Der Abbau von hunderten von 
Arbeitsplätzen, zu geringe Investi¬ 
tionen und notwendige Infrastruk¬ 
tur und ebenfalls steigende Preise 
sind die Folge. 

IM SELBEN BOOT - DIE EU UND 
DIE WASSERKONZERNE 

Neben öffentlichen Versorgern 
gab es immer auch private Anbieter. 
Insbesondere in Frankreich gibt es 
Anbieter mit über hundertjähriger 
Tradition. Das vorherrschende Pa¬ 
radigma in der Wasserversorgung 
war aber bis in die 90er Jahre das 
öffentliche kommunale Unterneh¬ 
men - in Nord und Süd. Als Resul¬ 
tat der „neoliberalen Konterrevolu¬ 
tion“ begann Ende der 80er/Anfang 
der 90er Jahre ausgehend von Fran¬ 
kreich und Großbritannien eine 
Welle von Wasserprivatisierungen 
- mit globalen Folgen. Trotz der 
bei Privatisierungen üblichen Ver¬ 
sprechung des „Besser, billiger, bür¬ 
gernäher“ waren die Folgen überall 
die gleichen: steigende Preise, Ver- 
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nachlässigung der Infrastruktur 
und weniger Arbeitsplätze. Allein in 
England strichen private Unterneh¬ 
men im Zuge der Wasserprivatisie¬ 
rung 25 Prozent der Arbeitsplätze, 
das entspricht fast 100.000 Arbei¬ 
terinnen. 

Als Standort der weltgrößten 
Wasserkonzerne ist die EU die trei¬ 
bende Kraft in der Liberalisierung 
des Wassersektors. Aggressiv ver¬ 
tritt die EU die Exportinteressen 
der „Euro-Champions“ auf dem 
Wassermarkt. „Eine weitere Libe¬ 
ralisierung dieses Sektors würde 
neue Wirtschaftsmöglichkeiten für 
europäische Konzerne bieten, wie 
die Expansion und Übernahmen 
im Ausland durch eine Reihe euro¬ 
päischer Wasserkonzerne zeigen“, 
schreibt die EU-Kommission auf 
ihrer Website. 

Ein Weg zu diesem Zwecke 
sind die GATS-Verhandlungen, d.h. 
die Verhandlungen zu verschärf¬ 
ten globalen Marktöffnungen bei 
Dienstleistungen jeglicher Art im 
Rahmen der Welthandelsorganisa¬ 
tion (WTO). Im „Schlüsselsektor“ 
Umweltdienstleistungen, zu dem 
auch die Wasserversorgung zählt, 
benennt die EU als ihr Hauptziel, 
„Hemmnisse, denen europäische 
Anbieter in den Märkten von Dritt¬ 
ländern begegnen“, abzubauen. In 
geheimen Verhandlungspapieren, 
die im Frühjahr 2003 an die Öffent¬ 
lichkeit gelangten, fordert die EU 
von 72 Ländern eine Marktöffnung 
im Wassersektor. Dazu gehören alle 
großen Industrieländer, aber auch 
viele Entwicklungs- und Schwel¬ 
lenländer wie Tansania und Indien 
sowie fast ganz Lateinamerika. 
Derzeit wird im Rahmen des GATS 
an der Auflage gearbeitet, dass nur 
noch Regulierungen erlaubt wä¬ 
ren, die den Investor nicht „mehr 
als notwendig“ einschränken. Und 
mehr noch: Ein einmal geöffnetes 


Einfallstor für Konzerne könnte 
nicht wieder geschlossen werden - 
denn die Liberalisierungsverpflich¬ 
tungen im Rahmen des GATS sind 
praktisch unumkehrbar. Aufgrund 
der veränderten Kräfteverhältnisse 
in der Weltwirtschaft und der Krise 
der Hegemonie des Nordens liegen 
die GATS-Verhandlungen zwar z.Z. 
auf Eis, in den laufenden bilateralen 
Gesprächen über Freihandelsab¬ 
kommen zwischen der EU und den 
afrikanischen, karibischen und 
pazifischen Staaten, tauchen die 
Marktöffnungen für europäische 
Konzerne allerdings wieder auf. 

DER FALL BERLIN 

Seit 1999 sind die Berliner Was¬ 
serbetriebe teilprivatisiert. 50,1 % 
gehören dem Land, 49,9 % teilen 
sich die beiden Wassermultis Veo- 
lia (Paris) und RWE/Thames Water 
(London/Essen). Vertraglich wur¬ 
de festgelegt, dass nicht ein/e Ver¬ 
treterin der öffentlichen Hand die 
operative Führung der Wasserbe¬ 
triebe innehat, sondern die beiden 
Konzerne. Sie bestimmen die Un¬ 
ternehmenspolitik - strategische 
Entscheidungen werden nicht mehr 
in Berlin, sondern in London/Essen 
und Paris gefällt. Das Unternehmen 
Berliner Betriebe bleibt öffentlich, 
wird aber von den privaten Minder¬ 
heitseignern kontrolliert! 

Die Folgen: Seit 2004 sind die 
Wasserpreise um über 20 Prozent 
gestiegen und zählen nun zu den 
höchsten in ganz Deutschland. Um 
die Profitraten zu garantieren, wur¬ 
den seit 1999 fast 2000 Stellen ge¬ 
strichen und zahlreiche vormals re¬ 
gulär bezahlte Arbeitskräfte durch 
Leiharbeiter ersetzt. 

Nach einer verheerenden Wahl¬ 
niederlage der SPD im Jahre 1995 
und als es erneut zu einer Großen 
Koalition kam, setzte sich inner¬ 
halb der Berliner Sozialdemokratie 


der erz-neoliberale Britzer Kreis 
durch. Mit Annette Fugmann-Hee- 
sing wurde die Finanzsenatorin 
gestellt, die nun auf der Welle des 
Themas Haushaltskonsolidierung 
reitend, „Vermögensaktivierungen“ 
anstrebte - sprich Privatisierungen. 
Neben GASAG, BEWAG und zahl¬ 
reichen Wohnungen betraf dies die 
Wasserbetriebe. 

In dem Privatisierungsgesetz 
wurde zugunsten der beiden Kon¬ 
zerne eine Renditegarantie fest¬ 
gelegt. Und zwar in der Höhe von 
ca. 8 %. Zwar wurde diese Klausel 
vom Landesverfassungsgericht für 
verfassungswidrig erklärt. Prakti¬ 
scherweise wurde sie aber auch von 
der SPD-Senatorin im zusätzlichen 
Privatisierungsvertrag mit RWE 
und Veolia festgeschrieben. Die Pri¬ 
vaten machen also immer Gewinn, 
selbst wenn die Wasserbetriebe es 
mal nicht bringen sollten, so wurde 
vereinbart, dann müsse eben der 
Berliner Haushalt für die Gewinn¬ 
garantie unmittelbar geradestehen. 
Ergebnis der Renditegarantie ist 
nun, dass zwischen 2000 und 2005 
das Land Berlin 175 Mio. Euro Ge¬ 
winn verbuchen konnte, während 
495 Mio. Euro auf die Konten der 
beiden transnationalen Konzerne 
flössen - auch wenn sie lediglich 
49,9 Prozent der Anteile haben. Das 
vorgebliche Ziel den Haushalt Ber¬ 
lins durch die Privatisierungsein¬ 
nahmen zu entlasten wird hiermit 
ad absurdum geführt. Angesichts 
dessen käme der Rückkauf der Ber¬ 
liner Wasserbetriebe der Stadt viel 
günstiger als den Privatisierungs¬ 
vertrag bis zu seinem vereinbar¬ 
ten Ende im Jahre 2029 laufen zu 
lassen. Das Volksbegehren des von 
Attac ins Leben gerufenen Berliner 
Wassertischs zielte im übrigen auf 
die Veröffentlichung der geheimen 
Privatisierungsverträge. Trotz ge¬ 
nügend Unterschriften wurde das 


Begehren für nichtig erklärt, da ein 
Vertrag zwischen dem Land und 
einem Privaten Akteur ein Privat¬ 
vertrag sei und damit eben nicht 
öffentlich. Treuherzig steht der Se¬ 
nat aus Linkspartei und SPD zu den 
beiden Konzernen. 

GO WITH THE FLOW - PRO¬ 
TESTE UND VERNETZUNG 

Überall auf der Welt nimmt der 
Widerstand gegen die Enteignung 
der öffentliche Spähre durch Private 
zu. Große Strahlkraft haben die er¬ 
folgreichen Proteste gegen transna¬ 
tionale Wasserkonzerne in Bolivien, 
in Cochabamba und El Alto. Und 
überall wo in der BRD Referenden 
auf lokaler Ebene gegen die Privati¬ 
sierung von kommunalen Wasser¬ 
versorgern stattfinden, stimmt die 
Bevölkerung gegen die Übernahme 
durch renditeorientierte Unterneh¬ 
men. Die gute Nachricht ist daher, 
dass Kämpfe gegen Wasserprivati¬ 
sierung gewinnbar sind. Während 
die Unternehmen versuchen über 
Welthandelsorganisation (WTO) 
und internationale Think Tanks wie 
den World Water Council (WWC) 
ihre Strategien voranzutreiben, 
verstärken soziale Bewegungen 
und globalisierungskritische Grup¬ 
pen ihre Bemühungen die Frage 
des Wassers als eine von tatsäch¬ 
lich partizipativer Demokratie und 
globalem sozialen Recht zu stellen. 
Beim Fragenstellen jedoch bleibt es 
nicht: „El Agua es nuestrolCarajo!“ 
proklamierten im Jahre 2000 die 
Menschen in Cochabamba und 
schritten zur (Wieder)Aneignung. 
Denn nach der Privatisierung der 
Wasserversorgung auf Druck der 
Weltbank durch Aguas del Tuna- 
ri, einem Konsortium des US-Un- 
ternehmens Bechtel und der spa¬ 
nischen Firma Abenoga mit Sitz 
auf den Caymann-Inseln, stiegen 
die Preise um über 50 Prozent. Für 
breite Bevölkerungsschichten eine 


existentielle Katastrophe. Mili¬ 
tante Proteste führten zu Ausei¬ 
nandersetzungen mit Polizei und 
Militär und zwangen letztendlich 
den Konzern zum Verlassen der 
Stadt. Der lokale Wasserversor¬ 
ger wurde rekommunalisiert, aber 
nicht nur das: Die sozialen Bewe¬ 
gungen setzten durch, dass ein Teil 
der Aufsichtsratsmitglieder nun di¬ 
rekt von der Bürgerinnen gewählt 
wird. Denn mit der Vertreibung 
des transnationalen Wasserkon¬ 
zerns hatte die Protestierenden 
nicht nur das Ziel verbunden, eine 
öffentliche Versorgung wiederher¬ 
zustellen, sondern darüber hinaus¬ 
zugehen und eine gesellschaftliche 
Aneignung durchzusetzen. 

Ganz ohne Reaktion von Welt¬ 
bank und anderen Organisationen 
blieben die zahlreichen zum Teil 
Proteste weltweit nicht. Die Rhe¬ 
torik wurde in vielen Fällen ange¬ 
passt. Angekündigt wird in den Po¬ 
litik-Konzepten mehr „Balance“ bei 
Fragen des Managements öffent¬ 
licher und privater Institutionen. 
Ein tatsächlicher Strategiewechsel 
ist dies nicht: statt Vollprivatisie¬ 
rungen stehen „Öffentlich-Private- 
Partnerschaften" höher im Kurs 
und Privatisierungen werden be¬ 
hutsamer vorbereitet - durch eine 
schrittweise Kommerzialisierung 
der Dienstleistung. 

Auf der anderen Seite sind die 
sozialen Bewegungen gegen die Pri¬ 
vatisierung des Wassers inzwischen 
gutvernetzt.InzahlreichenLändern 
des Südens und in einigen europä¬ 
ischen Ländern gibt es nationale 
Wasserforen. Und internationale 
Koordinierung findet bei Weltsozi¬ 
alforen und europäischen Sozialfo¬ 
ren statt. Eine wichtige Rolle spielt 
dabei das Transnational Institute 
in Amsterdam (TNI) in Amsterdam 
(www.tni.org). Jenseits defensiver 


Anti-Privatisierungskämpfe wer¬ 
den dort die Diskussionen um al¬ 
ternative demokratische Formen 
der Wasserversorgung koordiniert. 

DAS WASSER. DER STAAT UND 
SOZIALE BEWEGUNGEN IN DER 
BRD 

In der Bundesrepublik machen 
sich inzwischen zahlreiche Bürger¬ 
initiativen gegen die Privatisierung 
der Wasserversorgung stark. Min¬ 
destens zwei Dutzend Bürgerin¬ 
nenbegehren konnten inzwischen 
erfolgreich den Verkauf von kom¬ 
munalen Wasserversorgern verhin¬ 
dern. Bisher blieben die Auseinan¬ 
dersetzungen allerdings defensiv; 
weiter reichende soziale und öko¬ 
logische Forderungen, oder Verän¬ 
derungen der Arbeitsbeziehungen 
im Betrieb, geschweige denn Kon¬ 
zepte zu „Wasserdemokratie“ wur¬ 
den kaum artikuliert. Auch im Fall 
von Erfolgen bleiben die tradierten 
obrigkeitsstaatlichen Institutionen 
erhalten. Die Beantwortung der 
Frage wie eine soziale Infrastruk¬ 
tur, die soziale Rechte tatsächlich 
umfassend garantiert und demo¬ 
kratischen, kollektiven Entschei¬ 
dungsverfahren unterworfen ist, 
bleibt unbeantwortet. Reicht eine 
partielle Direktwahl eines Teils 
der Mitglieder des Aufsichtsrats? 
Wohl kaum, aber vielleicht ein er¬ 
ster transformatorischer Schritt? 
Angesichts zunehmender Prekari- 
sierung und rapide steigender Le¬ 
benshaltungskosten gerade auch 
bei Basisdienstleistungen werden 
diese Fragen in den nächsten Jah¬ 
ren virulenter. 

Alexis Passadakis 

Weitere Informationen: 

www.berliner-wassertisch.net 

www.waterjustice.org 

www.blueplanetproject.net 

www.fwwatch.org 
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WER HAT LUST 
AUF MEDIA SPREE? 

STADTUMSTRUKTURIERUNG UND WIDERSTAND AM SPREEUFER 



IN FRIEDRICHSHAIN-KREUZBERG 


S eit einiger Zeit sind die Dimensionen des Pro¬ 
jektes Media Spree für jeden augenfällig: Das 
derzeit größte Flagship-Projekt der Berliner Stadtent¬ 
wicklung nimmt immer mehr Flächen im Spreeraum 
zwischen Friedrichshain und Kreuzberg in Besitz. Ge¬ 
plant ist insgesamt eine bebaute Fläche der 8-fachen 
Größe des Potsdamer Platzes. Die 02-Arena, eine Ver¬ 
anstaltungshalle für über 15.000 Zuschauer, ist fast 
fertig gestellt, und im Osthafen entstehen nach der An¬ 
siedlung von Universal Music Deutschland und MTV 
immer mehr Gebäude für global operierende Konzerne 
der Kulturindustrie. Neben dem Regionalmanagement 
„Media Spree e.V.“, einer Marketinggesellschaft der 
Investoren, die Grundstücke im Spreeraum zwischen 
Jannowitzbrücke und Elsenbrücke besitzen (siehe 
Karte), wird das Projekt von einem stadträumlichen 


Aufwertungsprogramm mit Mitteln aus „Stadtumbau 
West“ flankiert, welches vor allem kreuzberger Wohn¬ 
gebiete und Kleingewerbestrukturen nahe der Spree im 
sog. Wrangelkiez betrifft. 

MEDIA SPREE 

Media Spree - das ist zum einen der Verein „Media 
Spree e.V“., und dieser verdient es, hier näher beschrie¬ 
ben zu werden. „Media Spree e.V.“ ist ein gemeinnüt- 
zigerVerein-jedochausschließlich Grundstückbesitzer 
bzw. Investoren und Großmieter können hier Mitglied 
werden, die Zugehörigkeit zur kapitalistischen Klasse 
ist bei der Antragstellung auf Mitgliedschaft nachzu¬ 
weisen. Er ist ein Paradebeispiel für PPPs: Ein reiner In¬ 
vestorenverein, die Stadt und der Bezirk, aber auch die 
IHK, sind lediglich im Beirat vertreten. „Media Spree 


e.V.“ wird größtenteils von Bezirk und Senat und zu 
einem kleineren Teil von den Mitgliedern finanziert. 
Der Verein fungiert als so genanntes „Regionalma¬ 
nagement“, also bezirkliches Standortmarketing, und 
hat den Zweck, die „langfristige und nachhaltige Ent¬ 
wicklung des Spreeraumes zwischen Jannowitz- und 
Elsenbrücke zu einem leistungsfähigen und attrak¬ 
tiven Wirtschafts- und Kulturstandort“ zu befördern. 
Hierbei geht es nicht nur um „Marketing und Image¬ 
bildung“ und die „gezielte Beratung ansässiger und an¬ 
siedlungswilliger Unternehmen“, sondern auch um die 
„Herstellung eines regionalen Konsens“. Dass dieser 
angestrebte „regionale Konsens“ vor allem die Ruhig¬ 
stellung der Anwohner bedeuten soll, dürfte bei diesen 
Verhältnissen klar sein. 

„Media Spree“ ist als eine Marke für ein abge¬ 
grenztes Gebiet für dessen internationale Vermarktung 
entwickelt worden und umfasst eine Fläche von einigen 
hundert Hektar links und rechts der Spree, in den Bezir¬ 
ken Mitte, Kreuzberg-Friedrichshain und Treptow. Auf 
der Kreuzberger Seite sind vor allem kleinteiliges Ge¬ 
werbe und einfache Verarbeitungsbetriebe als Folge der 
ehemaligen Randlage in Westberlin ansässig, auf der 
ehemaligen Ostberliner Seite alte Fabrikanlagen, das 
Gelände des Osthafens und Ostgüterbahnhofs, Lager¬ 
hallen und Freiflächen im unmittelbaren Grenzgebiet 
an der Mauer - teilweise waren diese Betriebe nach der 
Auflösung der DDR nicht mehr wettbewerbsfähig, teil¬ 
weise fielen sie aber auch der Politik der Treuhand zum 
Opfer. Schon zu westberliner Zeiten, aber verstärkt in 
den Jahren nach dem Fall der Mauer entstanden auf 
dem Gelände vielfältige subkulturelle, teils kommer¬ 
zielle, teils aber auch selbstorganisierte und unkom¬ 
merzielle Projekte, die zwar für die Vermarktung des 
Gebietes genutzt werden, aber gleichzeitig die ersten 
sind, die verdrängt werden. 

DIE VORHABEN FÜR DIE SPREEUFER 

Geht es nach den Plänen interessierter Konzerne, 
deren politischer Unterstützer sowie des öffentlich ge¬ 
förderten Lobbyvereines „MediaSpree“, entsteht am 
Spreeufer ein Ensemble von Großbauten: Büroblöcke, 
Luxuswohnungen, Veranstaltungshallen und Hotels. 
Gemeinsam ist diesen Plänen, dass es sich weitestge¬ 
hend um kommerzielle Nutzungen handelt, die private 
Profite bringen sollen - die kleinen Parks und ein sch¬ 
maler Uferwanderweg, die den Inverstoren abgerungen 
worden sind, werden von Bezirk und Land schon als Er¬ 
folg gefeiert, auch wenn ein Gesamtkonzept, geschwei¬ 
ge im Interesse der Anwohnerinnen, fehlt. Im Rahmen 


dieser Planungen sollen die Flächen, die sich derzeit 
noch im Besitz der öffentlichen Hand befinden (vor 
allem der Berliner Hafen- und Lagergesellschaft mbH, 
Behala), komplett privatisiert werden. 

AUSWIRKUNGEN AUF DIE ANGRENZENDEN 
BEZIRKE 

„Media Spree“ hat nicht nur die fast vollständige 
kommerzielle Nutzung der Spreeufer zum Ziel, son¬ 
dern auch enorme Auswirkungen auf die angrenzenden 
Wohnviertel. 

In den letzten Jahren ist eine deutliche Verände¬ 
rung im Umfeld des Schlesischen Tors zu beobachten: 
Hippe Kneipen und Clubs, kleine Boutiquen junger De¬ 
signer, neue Restaurants, Startups aus dem Kulturbe¬ 
reich haben diese Gegend zu einem neuen In-Viertel 
für junge Menschen gemacht. Schon jetzt sind günstige 
Wohnungen dort kaum noch zu haben, wenn auch eine 
Verdrängung noch nicht statistisch nachweisbar ist. 

Verdrängung passiert oft, gerade in gemischten 
Quartieren wie dem Kreuzberger Wrangelkiez, schlei¬ 
chend. Aufgrund bestehender Mieterschutzgesetze ist 
es in der Regel nicht möglich, die am Wohnungsmarkt 
theoretisch erzielbaren Mieten zu erwirtschaften, so¬ 
lange gültige Mietverträge bestehen. Wenn allerdings, 
wie derzeit der Fall, Menschen mit geringem Einkom¬ 
men kaum noch Chancen haben, frei werdende Woh¬ 
nungen zu belegen, kommt es zwangsläufig zu einer 
Veränderung in der Bewohnerinnen-Struktur eines 
Viertels. 

WIDERSTAND GEGEN „MEDIA SPREE“ 

UND „STADTUMBAU WEST“ 

Schon bald nach der Gründung von „Media Spree“ 
2001 wurde das Thema in verschiedenen Zeitungsarti¬ 
keln behandelt, u.a. beim Scheinschlag und der Jungle 
World. Doch es dauerte noch bis 2005, bis zum ersten 
Mal Widerstand gegen MediaSpree auf die Strasse ge¬ 
tragen wurde - beim alternativen CSD. Die in der Folge¬ 
zeit vielfältig stattfindenen Aktionen wurden teilwei¬ 
se von der nach dem CSD 2005 entstandenen Gruppe 
„Media Spree versenken!“ initiiert, es gab jedoch auch 
viele Aktionen mit unklarer Urheberschaft. Ursprüng¬ 
lich war die Gruppe „Media Spree versenken“ vor allem 
linksradikal-queer geprägt. Dies hat sich im Laufe der 
letzten zwei Jahre erheblich geändert - während das 
queere Element in der Gruppe deutlich zurückging, gab 
es verstärkten Zuspruch aus eher akademisch ausge¬ 
richteten Kreisen - Architektinnen, Stadtforscher_ 
innen und Soziologinnen kamen dazu. Während sich 
die Zusammensetzung änderte, ist es allerdings der 
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Kerngruppe „Media Spree versenken!“ bis heute nicht 
gelungen, wesentlich zu wachsen. Bei allen grösseren 
Aktionen ist es jedoch möglich, Unterstützung bei 
Freund_innen, befreundeten Gruppen und Projekten 
zu finden. 


ative Spree“ und dem „Tag der offenen Baustelle“ von 
Anschutz/02 - Media Spree-versenken-Aktivist_in- 
nen waren immer dabei, mit Transparenten, Flugblät¬ 
tern und verschiedenen kreativen Aktionen. 


WIDERSTAND AUF ALLEN EBENEN? 


VIELFÄLTIGE AKTIONEN 

Von Anfang an gehörten unterschiedliche Akti¬ 
onsformen zum Spektrum des Widerstandes gegen 
MediaSpree. Grossflächig wurde Hauswände mit Pa¬ 
rolen verschönert, eine Schiffsbesichtigungstour von 
Stadtentwicklern wurde mit Mehl- und Farbbeuteln 
konfrontiert. Die erste von fünf gigantischen 02- 
Werbetafeln - ein 12-Meter-Display in luftiger Höhe 
- wurde ebenfalls mit Farbbeuteln kreativ verändert. 
Ende 2007 wurden bei einer 02-Filiale laut der Zeitung 
Interim die Fensterscheiben eingeworfen. 

Seit 2005 wurde auch der „Szene“, vor allem in 
Form der bedrohten Hausprojekte und Wagenplätze, 
die Bedeutung von „Media Spree“ immer mehrbewusst. 
Der Slogan „Media Spree versenken!“ ist mittlerweile 
selbstverständlicher Bestandteil der meisten Aufrufe 
und Statements, vor allem dann, wenn Projekte im 
Raum Friedrichshain-Kreuzberg betroffen sind. 

Im Herbst 2007 wendete sich der Berliner Polizei¬ 
präsident offiziell an „Media Spree“ und die Investoren, 
um vor einer „autonomen Kampagne“ gegen Media 
Spree zu warnen. 

Ein nicht unbedeutender Teil der Aktionen be¬ 
stand darin, an den Orten präsent zu sein, wo sich die 
Protagonisten von MediaSpree und Stadtumbau West 
selbst feiern. Ob bei der Grundsteinlegung für die An- 
schutz/02-Halle oder bei der Media Spree-Diskussion 
der Industrie-und Handelskammer (IHK), beim Presse¬ 
termin des Senats für den Start von Stadtumbau West 
oder der offiziellen Anwohnerinnen-Versammlung zu 
einer möglichen neuen Autobrücke, beim „Forum kre¬ 


In den eher linksradikal organisierten Kreisen des 
„Media Spree Versenken!“-Bündnisses bestand an¬ 
fangs die Hoffung, dass sich ein breiter gesellschaft¬ 
licher Widerstand gegen Media-Spree regen würde. 
Diese Hoffnung trog jedoch in vielen Teilen. Selbst 
klassische Themen des alternativen bürgerschaftlichen 
Engagements, wie etwa der geplante Bau einer neuen 
Autobrücke über die Spree und die damit verbundene 
Verkehrszunahme, blieben von lokalen Initiativen un¬ 
bearbeitet. 

Zumindest für Kreuzberg kann festgestellt wer¬ 
den, dass ausserhalb der linksradikalen Szene, den 
Parteien und den Quartiersmanagements so gut wie 
keine dauerhaften, organisierten Gruppen und Initia¬ 
tiven existieren, mit denen zusammengearbeitet wer¬ 
den könnte. 

Um nicht auf den Dunstkreis einer „Szene“ be¬ 
schränkt zu sein, versuchten die Aktivistinnen von 
„MediaSpree Versenken!“ im Folgenden, gezielt mit 
bestimmten Themen Interesse auch bei den Anwoh¬ 
nerinnen zu wecken. Dies gelang teilweise, vor allem 
mit der Besetzung von Themen direkter Betroffenheit, 
etwa der geplanten Autobrücke über die Spree und stei¬ 
genden Mieten. Während eine Info- und Diskussions¬ 
veranstaltung im Dezember 2006 mit über 80 Leuten 
zwar gut besucht, aber doch eher „szene-intern“ blieb, 
fand im April 2007 ein „informativer und demonstra¬ 
tiver Kiezspaziergang gegen MediaSpree“ mit über 500 
Teilnehmerinnen statt, darunter auch viele nicht or¬ 
ganisierte Anwohner_innen. Eigene Veranstaltungen 
zur geplanten Autobrücke und steigenden Mieten wur¬ 
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den ebenfalls rege besucht. 

DAS BÜRGER INNENBEGEHREN 
GEGEN MEDIASPREE 

Im Sommer 2007 entschloss sich 
der Initiativkreis „Media Spree ver¬ 
senken!“ nach intensiven internen 
Diskussionen, ein Bürger_innen- 
begehren auf Bezirksebene gegen 
Media Spree auf den Weg zu brin¬ 
gen. Bürger_innenbegehren auf 
Bezirksebene gibt es in Berlin seit 
2005, die erforderliche Zahl der 
Unterschriften ist relativ niedrig 
(3 % der Wahlberechtigten im 
Bezirk), ein erfolgreiches Bür- 
ger_innenbegehren wird entwe¬ 
der von der Bezirksverordne¬ 
tenversammlung als Beschluss 
übernommen oder ein Bürger_ 
innenentscheid durchgeführt, 
der allerdings eine Wahlbeteili¬ 
gung von 15 % der Bewohner_ 
innen erfordert. 

Auch im Zusammenhang 
mit linksradikalen Forderungen kann es durchaus 
sinnvoll sein, auf Instrumente formaler Bürger_in- 
nenbeteiligung wie das Bürger_innenebegehren zu¬ 
rückzugreifen. Allerdings ist das Instrument „Bür- 
ger_innenbegehren“, wie alle derartigen Instrumente, 
durchaus kritisch zu bewerten. So dürfen etwa, wie bei 
anderen staatstragenden Wahlen auch, nur wahlbe¬ 
rechtigte deutsche oder EU-Bürger_innen gültig unter¬ 
schreiben. Bürger_innenbegehren können nur einen 
Bezirksbeschluss ersetzen - und über die wichtigen Sa¬ 
chen entscheidet in der Regel der Senat. Nicht nur des¬ 
halb ist die Gefahr einer inhaltlichen Verengung sehr 
groß. Auch bergen Bürger_innenbegehren die Gefahr, 
passives Verhalten der Betroffen zu fördern, wenn das 
- entschieden falsche - Gefühl vermittelt wird, durch 
eine Unterschrift gesellschaftliche Verhältnisse - und 
Ausdruck von solchen sind etwa die „Media Spree“-Pla- 
nungen - wirksam, entscheidend und dauerhaft verän¬ 
dern zu können. 

Trotz aller Bedenken entschieden wir uns dafür, 
ein Bürgerinnenbegehren auf Bezirksebene mit den 
drei - auf Bauplanung reduzierten - Forderungen „kei¬ 
ne Neubaubeauung näher als 50 Meter an der Spree“, 
„keine neuen Hochhäuser im Spreegebiet“ sowie „keine 
neue Autobrück über die Spree“ durchzuführen. Wir 


erhofften uns 

hierbei ein grösseres Presseecho, 

eine grössere Beteiligung von Anwohner_innen, und 
eine weitere nachhaltige Verunsicherung der an „Media 
Spree“ interessierten Investoren. 

WIDERSTAND GEGEN MEDIASPREE: EINE ER¬ 
FOLGSGESCHICHTE? 

Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Artikels (Fe¬ 
bruar 08) ist absehbar, dass das Bürger_innenbegeh- 
ren vermutlich Erfolg haben wird. Gleichzeitig ist eine 
weitere Zunahme anderer Aktivititäten festzustellen. 
Die FDP fragt in einer kleinen Anfrage im Abgeordne¬ 
tenhaus, inwieweit die Aktivitäten von „Media Spree 
versenken!“ das „Investionsklima im Spreegebiet be¬ 
schädigt hätten“, und der Geschäftsführer von „Me¬ 
diaSpree“, Christian Meier, meint gegenüber der taz, 
es sei „schwerer geworden, Investoren zu finden“. Ist 
die Kampagne „Media Spree versenken?“ also erfolg¬ 
reich? 

Wir haben sicher nicht geschafft, Media Spree zu 
verhindern. Dazu ist Media Spree - geplantes Investiti¬ 
onsvolumen über 2,5 Mrd. € - bei den derzeitigen Kräf¬ 
teverhältnissen vermutlich auch zu groß. Die stattfin¬ 
dende Aufwertung in den angrenzenden Gebieten geht 
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bislang weiter. Im Herbst soll die neue 02-/Anschutz- 
Halle eröffnet werden. Bereits dieses Jahr steht die 
Privatisierung großer in öffentlicher Hand befindlicher 
Flächen auf der Tagesordnung - ob wir dies verhindern 
können, scheint sehr zweifelhaft. 

Wir haben es aber geschafft, Widerstand zu de¬ 
monstrieren - die „Media Spree Versenken“-Graffitis 
an den kreuzberger Wänden sprechen eine deutliche 
Sprache davon, dass Widerstand gegen diese Form 
der Stadtentwicklung existiert. Die Kampagne „Me¬ 
dia Spree versenken!“ hat mit dazu beigetragen, dass 
in der linksradikalen Szene Berlins Stadtpolitik und 
Stadtentwicklung mittlerweile ein nicht unwichtiges 
Thema ist - und damit eine gute Gelegenheit besteht, 
über den Tellerrand der einzelnen Gruppen und aus den 
Haustüren der Hausprojekte zu schauen und sich als 
linksradikale Szene stärker auf gegenwärtige gesamt¬ 
gesellschaftliche Verhältnisse, wie etwa die allgemeine 
Mietentwicklung, zu beziehen. 

Viele der Aktivistinnen bei „Media Spree versen¬ 
ken!“ sehen die aktuelle Stadtentwicklung am Spreeu¬ 
fer, wie auch überhaupt die derzeitige Stadtumstruktu¬ 
rierung, als Symptom eines grösseren Übels an - auch 
Kapitalismus genannt. Zum einen bedeutet dies, dass 
die Chancen, innerhalb herrschender Verhältnisse et¬ 
was Grundlegendes verändern zu können, als eher ge¬ 
ring eingeschätzt werden - zum anderen bedeutet es 
aber auch, dass bei der Arbeit an konkreten Projekten 
wie dem Widerstand gegen „Media Spree“ immer die 
Hoffnung mitschwingt, zu einer allgemeinen emanzi- 
patorischen, antikapitalistischen Bewegung beizutra- 
gen. 



Bilder: iGuerilla.de 


schwer einzuschätzen. Eine zentrale Rolle spielt auf 
jeden Fall die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Lage in Berlin und die Entwicklung auf den Immobi¬ 
lienmärkten. Hier ist die Tendenz durchaus unein¬ 
heitlich - nach dem Immobilienboom der letzten zwei 
Jahre scheint sich gerade eine deutliche Abschwächung 
einzustellen. 

Die Auseinandersetzung um das punkig-autonome 
Hausprojekt „Kopi“ und die Queer-Transgender-Wa- 
genburg „Schwarzer Kanal“ dürfte eine wichtige Rolle 
im Rahmen der Mobilisierung eines Teiles der „Szene“ 
spielen. Insgesamt sind derzeit in Berlin deutlich über 
zehn linke Hausprojekte und Wagenburgen mehr oder 
weniger unmittelbar bedroht. Seit Ende letzten Jahres 
gibt es deshalb Anfänge einer neuen berlinweiten „Frei- 
raum“- Kampagne, die u.a. auch Media Spree themati¬ 
sieren wird - nicht zuletzt deswegen, weil die meisten 
der bedrohten Projekte sich in Mitte, Friedrichshain 
und Kreuzberg befinden. 

Ob und wie sich in den nächsten Jahren die weit¬ 
verbreitete Frustration über Armut, steigende Mieten, 
schlechte Bildungschancen, Billiglohn-Jobs, Hartz IV 
und teuren öffentlichen Nahverkehr in eine größe¬ 
re emanzipatorische politische Bewegung umsetzen 
wird, ist bekanntermassen ebenfalls absolut unklar 
- doch möchten wir eine solche Entwicklung keines¬ 
falls ausschliessen, und wahrscheinlich ist eine solche 
Bewegung die Voraussetzung für eine endgültige Ab¬ 
wendung von neoliberaler, profitorientierter Standort¬ 
politik a la „Media Spree". 

AG Spree-Pirat_innen bei 
„Media Spree versenken!“ 


WIE GEHT ES WEITER AN DER SPREE? 

Die zukünftige Entwicklung am Spreeufer in Fried¬ 
richshain und Kreuzberg, Treptow und Mitte ist nur 


Kontakt: spreepiratinnen@gmx.net 

Internet: www.mediaspree.de,www.ms-versenken.org, 

www.stadtumbau-berlin.de/1603.html 


KRISE DER 
PRIVATISIERUNG 

LIBERALISIERUNG. DEREGULIERUNG. PRIVATISIERUNG - DER DREIKLANG 
NEOLIBERALER MODERNISIERUNG ZIEHT NICHT MEHR RICHTIG 


D ie neoliberale Privatisierung 
leidet unter einer Krise der 
Legitimation, der Effizienz (mit Be¬ 
zug auf Preise, Qualität, Zugang), 
der Profitabilität - doch Krisen 
ziehen nicht unbedingt das Ende 
der Privatisierungen, als vielmehr 
Versuche und Strategien ihrer Ef¬ 
fektivierung nach sich. Politik und 
Investoren reorientieren sich auf 
andere (Anlage)Felder. Dennoch 
werden Verschiebungen im gesell¬ 
schaftlichen Klima deutlich, die 
Anti-Privatisierungskampagnen 
Erfolge bescheren. 

Gaz de France hatte bereits den 
Zuschlag für 49 Prozent an den 
Leipziger Stadtwerken erhalten. 
Doch wie so oft drohte aus Sicht 
der Privatisierungsgegner, dass die 
kurzfristige Entlastung schon nach 
kurzer Zeit verpufft, die Einnah¬ 
men aus den profitablen Stadtwer¬ 
ken wegfallen und damit auch die 
übliche „Quersubventionierung“ 
anderer sozialer Dienstleistungen. 
Zur Finanzierung letzterer werden 
dann neue Schulden aufgenommen 
- beispielsweise in Dresden. Häufig 
fallen später weitere Zusatzkosten 
an, etwa durch vertragliche verein¬ 
barte Mindestrenditen, steigende 
Preise und anderes. Nun haben 
beim von Anti-Privatisierungs- 
kampagnen erzwungenen Volks¬ 
entscheid 87 Prozent gegen den 


Verkauf städtischer Unternehmen 
gestimmt. Der Stadt entgehen 520 
Mio. Euro und der Oberbürgermei¬ 
ster Burkhard Jung (SPD) erklärt, er 
sei enttäuscht von seinen Bürgern. 
Jetzt könne der Haushalt nicht 
durch Schuldenabbau von den er¬ 
drückenden Zinsforderungen ent¬ 
lastet werden, was notwendig ande¬ 
re Einsparungen zur Folge hätte. 

Liberalisierung, Deregulierung, 
Privatisierung - der Dreiklang neo¬ 
liberaler Modernisierung, er zieht 
nicht mehr richtig. Die Enteignung 
und Inwertsetzung gesellschaft¬ 
lichen Eigentums war dabei we¬ 
sentliches Element zur Erschlie¬ 
ßung neuer Anlagesphären für 
überschüssiges Kapital, private 
Bereicherung und Akkumulation 
von Macht. Angesichts der Folgen 
dieser Aneignungpolitiken - Aus¬ 
dünnung öffentlicher Beschäfti¬ 
gung, Umwandlung von regulären 
in prekäre Arbeitsverhältnisse, Ver¬ 
teuerung notwendiger ehemals er¬ 
schwinglicher öffentlicher Dienst¬ 
leistungen, Einschränkung sozialer 
Rechte und demokratischer Ent¬ 
scheidungsmöglichkeiten - als 
Preis für z.T. bessere und „effizien¬ 
tere“ Leistungen für die, die es sich 
leisten können, wird der Ruf nach 
Schutz vor intensivierter Konkur¬ 
renz, nach Regulierung, staatlicher 
Kontrolle laut. Insbesondere der 
Ausverkauf des Öffentlichen stößt 


mittlerweile auf wachsenden Pro¬ 
test. Eine vor wenigen Monaten 
von der Zeit in Auftrag gegebene 
Umfrage ergab, dass 67 Prozent 
der Befragten Unternehmen wie die 
Deutsche Bahn und die Energiever¬ 
sorgung in staatlicher Hand lassen 
wollen. Nicht nur für die traditio¬ 
nelle Linke, auch für Konservative 
überall in Europa wird statt der Frei¬ 
heit privater Eigentümer zur Siche¬ 
rung der allgemeinen Reprodukti¬ 
onsbedingungen der „Staat wieder 
chic“, jammert die FAZ (5.8.07, 32). 
Aber „nein, nicht die Privatisierung 
ist falsch“, klagt der Neoliberale, es 
wurde „nur manchmal falsch priva¬ 
tisiert“ (ebd.). Der Ton ist defensiv, 
gedämpft, voller Unverständnis. 

ABLEHNUNG VOM PRIVATISIE¬ 
RUNG - AFFIRMATION 
PRIVATER EFFIZIENZ 

Einer Umfrage des Meinungs¬ 
forschungsinstituts Forsa vom 
Januar 2008 zufolge befürworten 
nur noch 47% der Bevölkerung die 
Privatisierung öffentlicher Dienst¬ 
leistungen. Die Erfahrungen mit 
Privatisierungen werden von 52% 
als eher schlecht bezeichnet. „Wei¬ 
tere Privatisierungen werden im¬ 
mer kritischer gesehen.“ Die gene¬ 
relle Akzeptanz ist gegenüber den 
1990er Jahren deutlich zurück ge¬ 
gangen. Zugleich glauben aber 80% 
der Bevölkerung, der Staat arbeite 
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schwerfälliger als private Anbieter; 
71% denken, private Unterneh¬ 
men seien leistungsfähiger, billiger 
(61%) und außerdem freundlicher 
(58%). Und dies, obwohl es den Pri¬ 
vaten nur um hohe Gewinne gehe 
(74%). 

Dies verweist nicht nur auf die 
Persistenz der Privatisierungsideo¬ 
logie, sondern zugleich auf einen 
„bizarr“ zusammengesetzten All¬ 
tagsverstand (Gramsci): Denn ob¬ 
wohl die Mehrheit glaubt, private 
Unternehmen seien billiger und 
leistungsfähiger, denkt die Mehr¬ 
heit zugleich, sie erhöhten unkon¬ 
trolliert die Preise (68%) und nur 
der Staat garantiere eine flächen¬ 
deckende Versorgung (58)%, an¬ 
gemessene Preise (52%) und die 
Sicherung der Qualität der Dienste 
(49%). 

Dieser bizarre Alltagsverstand 
spiegelt keineswegs irrationale Vor¬ 
stellungen, sondern widersprüch¬ 
liche Erfahrungen: Einst fand die 
Politik der Privatisierung breite Un¬ 
terstützung, weil sie die Wiederher¬ 
stellung von Effizienz angesichts 
des maroden Zustandes vieler öf¬ 
fentlicher Einrichtungen versprach, 
ebenso wie Kosten- und damit Preis¬ 
senkungen, eine neue Wahlfreiheit 
der Konsumenten durch Vielfalt 
der Anbieter und Produkte, sowie 
die Lösung der öffentlichen Haus¬ 
haltskrisen durch Veräußerungsge¬ 
winne. Nach 20 Jahren Erfahrung 
mit privatisierten Dienstleistungen 
zeigt sich: Die Versprechen wurden 
nicht eingehalten. Die Ausdünnung 
von Dienstleitungen hat die Rede 
der Effizienzgewinne durch Private 
als Mythos entlarvt; statt Kosten¬ 
senkung gibt es höhere Preise bei 
Energie, Gas, Wasser, Gesundheit; 
die neue Wahlfreiheit wird als in¬ 
transparentes Tarifchaos erlebt, 
hinter dem doch nur einige weni¬ 
ge, z.T. oligopolistisch organisierte 
Anbieter stehen; und auch die Kri¬ 


se der öffentlichen Finanzen wurde 
nur in Einzelfällen kurzfristig durch 
Privatisierungserlöse gelindert, 
in der Regel führt der Verkauf des 
„Tafelsilbers“ insbesondere in den 
Kommunen zu langfristigen Ein¬ 
nahmeausfällen bzw. hohen Folge¬ 
kosten. Allzu häufig beförderte Pri¬ 
vatisierung massiv die Korruption. 
Die dürre Wirklichkeit führt zu 
einer neuen „Privatisierungs-Ver¬ 
drossenheit“, belebt zugleich poli¬ 
tisches Engagement dagegen wie 
auch die direkte Demokratie. Uber 
160 Bürgerbegehren gegen Privati¬ 
sierung wurden in Deutschland in¬ 
itiiert, immerhin 32 hatten Erfolg. 
Doch sogar ein erfolgreicher Volks¬ 
entscheid wurde in Hamburg vom 
Senat ignoriert. In Leipzig gilt der 
Privatisierungsaufschub zunächst 
für drei Jahre. 

FAILED PRIVATISATIONS - 
EFFIZIENZ- UND PROFITABILI- 
TÄTSKRISE 

Eine veritable Legitimations¬ 
krise der Privatisierung nährt 
sich nicht zuletzt aus den zahl¬ 
reichen fehlgeschlagenen Privati¬ 
sierungen der Vergangenheit: am 
bekanntesten sicher das Desaster 
bei der englischen Bahn, dessen 
Netz am Ende wieder vom Staat 
übernommen wurde. Immer häu¬ 
figer kommt es zu Deprivatisie- 
rung bzw. Rekommunalisierung 
von Müllabfuhr, Wasserwerken, 
Stromnetzen oder Wohnungen. 
Immerhin jede zehnte Stadt plant 
Privatisierungen wieder rückgän¬ 
gig zu machen. Dabei werden auch 
die Erwartungen der Investoren 
enttäuscht, die vom Wirbel und 
manchmal heftigen Widerständen 
überrascht sind, um Image und 
Profite fürchten. Zwar verkauften 
in den vergangenen Jahren Kom¬ 
munen ganze Bestände städtischer 
Wohnungen an große internationa¬ 
le Private Equity Fonds, die verspra¬ 


chen sich langfristig zu engagieren, 
soziale Standards zu beachten und 
dennoch die Rendite zu vervielfa¬ 
chen. Doch Giganten wie Cerbe¬ 
rus stießen nach kurzem Engage¬ 
ment ihre Neuerwerbung ab, weil 
sich augenscheinlich doch nicht so 
schnelle und hohe Rendite heraus 
pressen ließ: tausende renitenter 
Mieter, oft auch Alte oder Kranke, 
und mühseliges Hausverwaltungs¬ 
geschäft passen nicht zur beschleu¬ 
nigten, glamourösen Welt der in¬ 
ternationalen Finanz. Der Staat 
muss immer wieder bei geschei¬ 
terten Privatisierungen einsprin- 
gen. Die Staatsintervention wird 
nötig, um die Schulden bankrotter 
Unternehmen zu übernehmen und 
die Bereitstellung wesentlicher öf¬ 
fentlicher Güter zu gewährleisten. 
Daher gehen Investoren von dem 
Versuch einer direkten Leistungser¬ 
bringung und Kontrolle mehr und 
mehr zu Strategien der Inwertset¬ 
zung über Finanzialisierung und 
Public-Private-Partnerships über, 
zum Beispiel im Bereich der Wasser- 
ver- und -entsorgung: „Investment¬ 
fonds wollen kein Wasser managen, 
sondern Geld“, meint der belgisch¬ 
kanadische Politologe Eric Swyn- 
gedouw. Angesichts der enormen 
infrastrukturellen Anforderungen, 
lassen sich gerade in Ländern des 
„globalen Südens“ mit dem Wasser 
keine angemessenen Profitraten er¬ 
zielen, ohne dass staatliche Subven¬ 
tionen notwendig werden. „Dann“, 
schreibt Marx in den Grundrissen, 
„wälzt das Kapital“ die Bereitstel¬ 
lung entsprechender Reprodukti¬ 
onsbedingungen „auf den Staat“ ab 
(MEW 42, 437). Entsprechend plä¬ 
dierte bereits Adam Smith dafür, 
dass solche „öffentlichen Güter“ 
von staatlicher Seite zur Verfügung 
gestellt werden müssen. 

Auf den ersten Blick scheint die 
große Zeit der Privatisierung am 
Ende. Das Interesse der Investoren 


beschränkt sich auf profitable Fi¬ 
letstücke. Die Kommunen schauen 
bei Privat-Public-Partnerships, der 
weniger sichtbaren, aber expandie¬ 
renden Form der Privatisierung, 
genauer hin. Der Staat - die USA, 
wie Spanien, Italien, natürlich Fran¬ 
kreich und nun auch Deutschland - 
sucht in „strategischen“ Bereichen 
unliebsame ausländische Konkur¬ 
renten aus den Nachbarländern 
oder „dubiose“ Staatsfonds aus 
China und dem Nahen Osten von 
Übernahmen abzuhalten. Der Spie¬ 
gel (1/2008) urteilte: „Die Privati¬ 
sierung und Liberalisierung, wie sie 
der Politik einst vorschwebte, ist ge¬ 
scheitert.“ 

KRISE, DOCH KEIN ENDE DER 
PRIVATISIERUNGEN 

Dennoch werden die nächsten 
Runden der Privatisierung bereits 
vorbereitet. Die Privatisierung von 
Krankenhäusern funktioniert - aus 
Sicht ihrer Befürworter, über ein 
Viertel ist bereits in Besitz von Kon¬ 
zernen wie Vivantes oder Asklepios 
- 2015 sollen es 40 bis 50 Prozent 
sein. Sie erwirtschaften wachsende 


Profite, die mit deutlich sinkender 
Qualität (für Normalversicherte) 
und höherer Arbeitsbelastung bei 
sinkenden Reallöhnen erkauft wer¬ 
den, so Jane Lethbridgevonder Lon¬ 
doner Privatisierungs-Forschungs¬ 
gruppe PSIRU. Trotzdem werden 
auf Seiten des Gesundheitssystems 
nur 0,07 Prozent der Kosten ein¬ 
gespart. Kein gutes „Geschäft“ für 
die Allgemeinheit. Entsprechend 
nehmen die Proteste gegen Priva¬ 
tisierungen zu. In Großbritannien 
nimmt die Labour-Regierung be¬ 
reits Abstand von der weiteren Pri¬ 
vatisierung der staatlichen Health 
Care. Werner Raza spricht von 
der dritten Welle des Protests - es 
fällt den Neoliberalen zunehmend 
schwerer die Segnungen der Pri¬ 
vatisierung zu propagieren, nicht 
zuletzt angesichts einer wachsen¬ 
den Zahl kritischer internationaler 
Studien der Privatisierungsfolgen¬ 
abschätzung. 

Doch die Stadt Hamburg bei¬ 
spielsweise hat schon vor einiger 
Zeit detailliert alle ihre öffent¬ 
lichen Vermögenswerte erfasst, um 
vom Hafen bis zum letzten Denk¬ 


mal alles auf den Markt werfen zu 
können. Den kommunalen Vermö¬ 
gensbestand zu erfassen ist mittler¬ 
weile Pflicht. Jede dritte Großstadt 
plant weiterhin Privatisierungen. 
Auch Wohnungsprivatisierungen 
bleiben im Trend. Insgesamt nahm 
Deutschland 2006 mit Frankreich 
und knapp 9 Mrd. € Privatisie¬ 
rungserlösen den Spitzenplatz in 
Europa ein und wird in wohl auch 
2007 behalten: denn die Regierung 
sieht „als ordnungspolitisch gebo¬ 
tenen Weg“, den „Staat weiter zu 
verschlanken“, auch gegen den Wil¬ 
len der Bevölkerung. 

Doch der Wille der Bevölkerung 
ist nicht so eindeutig: Laut Forsa 
befürwortet eine überwältigende 
Mehrheit von über 90% den Ver¬ 
bleib von Justiz, Polizei und Feu¬ 
erwehr in staatlicher Hand, ebenso 
wie von Finanzverwaltung, Schulen 
und Hochschulen sowie der Renten¬ 
versicherung. Dies gilt mittlerweile 
auch für die Deutsche Bahn: 46% 
meinen, die Leistungen der Bahn 
hätten sich durch deren formelle 
Privatisierung (die Bahn ist immer 
noch im Besitz des Staates) ver- 
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schlechtert und die Preise erhöht. 
Die reelle Privatisierung durch Ver¬ 
kauf an private Investoren oder 
ßörsengang wird daher abgelehnt. 
Durch den Verbleib der Bahn im öf¬ 
fentlichen Eigentum wäre eine po¬ 
litische Kontrolle zumindest poten¬ 
ziell möglich. Doch eine Mehrheit 
denkt auch, Theater und Museen, 
die Müllentsorgung, der öffent¬ 
liche Nahverkehr, die Energiever¬ 
sorgung und sogar die Arbeitsämter 
könnten privatisiert werden. Dem 
smithschen Argument folgend, ist 
für den Alltagsverstand ein öffent¬ 
liches Gut eben nur die Ausnahme, 
von der ansonsten gut funktionie¬ 
renden marktförmigen (kapitalis¬ 
tischen) Produktion. 

DEPRIVATISIERUNG UND 
DIE RÜCKKEHR DES ÖFFENT¬ 
LICHEN 

Zusammengefasst: Für weitere 
Privatisierungen ist nur noch eine 
Minderheit von 16%, und Depriva- 
tisierungen halten bereits 28% für 
sinnvoll - ohne sich freilich davon 
eine deutliche, zielgerichtete Vor¬ 
stellung zu machen. Das allerdings 
hat auch damit zu tun, dass die Lin¬ 
ke gleichfalls keine ausgearbeitete, 
überzeugende Alternative entwi¬ 
ckelt hat. Forderungen wie „Was¬ 


ser ist keine Ware“ beispielsweise 
befördern die Mythenbildung von 
links. Wasser war schon seit lan¬ 
gem eine Ware, die auch bei staatli¬ 
cher Bereitstellung bezahlt wurde, 
schärft Eric Syngedouw ein - ein 
bezahlbarer Zugang zu Wasser für 
alle ist nicht gleichbedeutend mit 
der Warenform. Auch einfache For¬ 
derungen nach Re-Verstaatlichung 
überzeugen nicht: Werner Rüge- 
mer erinnert, dass Staatseigen¬ 
tum wahrlich kein Garant für die 
Gewährleistung des Gemeinwohl 
ist. „Der Staat ist vielmehr ein 
Akteur der Privatisierung.“ Umso 
mehr, wenn er nicht nur aktiv Ei¬ 
gentum veräußert, sondern wenn 
staatseigenen Unternehmen selbst 
Profitmaximierung und Wettbe¬ 
werbsfähigkeit als leitende Maxime 
verordnet werden, an Qualität und 
Löhnen der Beschäftigten sparen, 
wie die Beispiele von Bahn, Energie¬ 
versorgern oder Müllbeseitigung 
zeigen. Reine Re-Verstaatlichungs- 
strategien ohne eine weitgehenden 
Demokratisierung, Dezentralisie¬ 
rung und Effektivierung des Öffent¬ 
lichen mit Blick auf die Bedürfnisse 
der Nutzer und der unmittelbaren 
Produzenten greifen zu kurz. An¬ 
sätze einer entsprechenden Opti¬ 
mierung von Leistungen und Ar¬ 


beitsabläufen gibt es etwa bei der 
Kommunalverwaltung in Freiburg 
- mit günstigeren Preisen sowie po¬ 
sitiven Effekten für kommunalen 
Haushalt, erläutert Tim Engart- 
ner. Überzeugender linker Politik 
muss die Vermeidung des Rückfalls 
in autoritäre Staatsgläubigkeit ge¬ 
lingen. Doch die Kampagnen zur 
Deprivatisierung aktualisieren Fra¬ 
gen der Verteilung von Macht und 
Reichtum, rücken die gute alte Fra¬ 
ge nach den Eigentumsverhältnis¬ 
sen wieder ins Zentrum politischer 
Auseinandersetzung, ebenso wie 
Fragen nach dem Verhältnis von 
Staat und Zivilgesellschaft. Weitrei¬ 
chende soziale Kämpfe für Depriva- 
tisierungen wie in Bolivien führen 
bereits zu neuen, partizipativen 
Steuerungsformen sog. öffentlicher 
Güter. Doch um die Entwicklung 
von Alternativen in Europa ist es 
noch nicht gut bestellt. Daher gilt, 
so Werner Rügemer: „Die Mythen 
glaubt keiner mehr, aber das Pro¬ 
jekt der Privatisierung wird fort¬ 
geführt“. Es ist Zeit für konkrete 
Alternativen. 

Mario Candeias 
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ERSTE ANNAHERUNG 
AN EINE POLITIK 
ÖFFENTLICHER GÜTER 




D er Begriff „Öffentliches Gut“ ist durchaus nicht 
neu, sondern wird schon sehr lange und in nahe¬ 
zu allen politischen Lagern gebraucht. Dass er von links 
her seit einiger Zeit mit einer zuvor nicht gekannten 
Emphase gebraucht wird, hat mit der ideologischen He¬ 
gemonie des Neoliberalismus zu tun, der die bereits 
institutionalisierten Öffentlichen Güter systematisch 
privatisieren will. Es hat aber auch damit zu tun, dass 
die Namen, mit denen viele von uns ihren politischen 
Einsatz benannt haben - allen voran der Name, der 
Begriff des Sozialismus - wenigstens in einer Krise 
sind, dass unklar geworden ist, was mit ihnen heute 
noch aufgerufen werden kann und soll. Für diese Ver¬ 
legenheit steht auch die vor allem in der Bewegung der 


Sozialforen gebräuchliche Formel „Eine andere Welt 
ist möglich“, die zwar prinzipiell richtig, doch ziemlich 
unbestimmt und von geradezu erschreckender Allge¬ 
meinheit ist. 

Öffentliche Güter verteidigen, sogar vermehren, 
erweitern und allen - wirklich allen! - den Zugang zu 
Öffentlichen Gütern sichern zu wollen, stellt da sicher¬ 
lich eine Konkretion dar: Will der Neoliberalismus den 
gesellschaftlichen Reichtum privatisieren und kom¬ 
merzialisieren, wollen wir, dass die wichtigsten Dinge 
des Lebens Öffentliche Güter sind, die allen in gleicher 
Weise zustehen. Insofern kann die Politik, die wir in Be¬ 
wegung zu setzen suchen, als eine Politik Öffentlicher 
Güter bezeichnet werden. Mit einer solchen Politik den 
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Neoliberalismus aufhalten und zuletzt auch überwin¬ 
den zu wollen, verlangt aber, von einer bloß defensiven 
zu einer offensiven Kritik überzugehen. Auch das ist 
mit dem Namen Politik Öffentlicher Güter benannt, 
weil wir damit nicht bloß sagen, was wir nicht wollen, 
sondern programmatisch nennen, wo wir hinwollen. 

Offensiv zu werden, verlangt allerdings noch etwas 
mehr als die - im Effekt nicht zu unterschätzende - Aus¬ 
setzung eines neuen Namens des Politischen. Tatsäch¬ 
lich verdankt sich der Erfolg der neoliberalen Politik der 
Privatisierung Öffentlicher Güter strukturellen Verän¬ 
derungen unserer Gesellschaften, auf die auch wir Ant¬ 
worten geben müssen. Wenn wir eine Politik Öffent¬ 
licher Güter durchsetzen wollen, dürfen wir mit diesen 
Antworten nicht hinter den Neoliberalismus zurück-, 
sondern müssen über ihn hinausgehen. Im folgenden 
möchte ich in ein paar Thesen umreißen, was zu einer 
solchen Überschreitung des Neoliberalismus gehört. 
Ich beziehe mich dabei auf Diskussionen der sozialen 
Bewegungen und der politischen Linken in Deutsch¬ 
land, versuche also lediglich zusammenzubringen, was 
anderswo schon artikuliert worden ist. 

Fünf Basisbanalitäten zum Scheitern des fordi- 
stischen Sozialstaats in sämtlichen seiner Ausprä¬ 
gungen. Der an das Ende der Systemkonkurrenz ge¬ 
bundene Begriff des „Epochenbruchs“ markiert heute 
eine Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse im 
globalen Maßstab. Mit der Systemkonkurrenz fiel auch 
die Weltordnung, in der sie ausgetragen wurde. Diese 
Ordnung schien über Jahrzehnte hinweg von der ten¬ 
denziell weltweiten Durchsetzung großindustrieller 
Massenproduktion geprägt zu sein, gleichgültig übri¬ 
gens, ob in liberalkapitalistischer, staatssozialistischer 
oder anderer Form. Auf dem Wege „nachholender Ent¬ 
wicklung“ sollte dabei zwischen Nord und Süd derselbe 
soziale Ausgleich verwirklicht werden, den die Indus¬ 
triestaaten durch ihre Ausgestaltung zum Sozialstaat 
erreicht hatten. Heute scheint dieses Projekt unwider¬ 
ruflich gescheitert zu sein: 

1.) Die von den Industriestaaten betriebene De- 
Regulierung der Kapital- und Finanzströme und die 
Internationalisierung der Arbeitsteilung haben die 
Standort-Konkurrenz zwischen diesen Staaten soweit 
entfesselt, dass sie von Sozial- zu „nationalen Wett¬ 
bewerbsstaaten“ (J. Hirsch) werden mussten. Um den 
Preis des Rück- und Abbaus sozialstaatlicher Funktio¬ 
nen geht es diesen nur noch um die Durchsetzung best¬ 
möglicher Verwertungsbedingungen eines transnatio¬ 
nal freigesetzten Kapitals. 


2. ) Die Internationalisierung der Arbeitsteilung 
hat zu einer strukturellen Massenerwerbslosigkeit 
geführt, mit der die materielle Grundlage bisheriger 
Sozialstaatlichkeit - die Verallgemeinerung der Lohn¬ 
arbeit zur tendenziell weltumspannenden „Vollbe¬ 
schäftigung“ - hinfällig geworden ist. 

3. ) In den Staaten des globalen Südens führte dies 
zum Scheitern ihrer „nachholenden Entwicklung“. Die 
mit dem Anschluss an den Weltmarkt erfolgte Zerstö¬ 
rung traditioneller Subsistenz verschärft die Krise in 
einer Verelendungsdynamik katastrophischen Aus¬ 
maßes. 

4. ) Im Norden wie im Süden kommt es zur Preka- 
risierung immer größerer Teile der Gesellschaft. Welt¬ 
weit müssen Millionen in informellen Schattenökono¬ 
mien überleben. Wiederum für Millionen kann selbst 
dies nur durch Arbeitsmigration erreicht werden. Dabei 
wächst die Zahl derjenigen, die gänzlich von der Hilfe 
anderer abhängig sind - Kriegs- und Gewaltopfer, Ver¬ 
triebene, Flüchtlinge, Alte, Kranke und Kinder. Ohne 
jeden Rechtsanspruch können diese Menschen nur 
noch auf die Unterstützungsleistungen humanitärer 
Organisationen zählen. 

5. ) Die Schattenökonomien gehen fließend in ge- 
waltdurchherrschte Ökonomien der Kriminalität und 
des sozialen Kriegs über, die in immer mehr Gesell¬ 
schaften zur Grundlage der gesellschaftlichen Repro¬ 
duktion werden und auf eine vollständige Zerstörung 
des Sozialen tendieren. 

Im dritten Jahrzehnt neoliberaler Globalisierung 
kann die selbst in den entwickelten Industriegesell¬ 
schaften nie wirklich verallgemeinerte Lohnarbeit folg¬ 
lich nicht mehr der zentrale Zugang zu den Ressourcen 
des gesellschaftlichen Lebens und den Systemen seiner 
solidarischen Sicherung sein. Zugleich ist eine solida¬ 
rische Sicherung der Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben im nationalstaatlichen Rahmen allein weder zu 
verteidigen noch gar auszubauen - es sei denn, man 
akzeptiere die strukturelle Ausgrenzung der Mehrheit 
der Weltbevölkerung. 

UND JETZT-WOHIN? 

Soll soziale Sicherung und gleiche Teilhabe aller am 
gesellschaftlichen Reichtum zum Medium und Ziel zu¬ 
gleich von Politik werden, darf unter den gegebenen 
Umständen Lohnarbeit nicht mehr die Grundlage sein. 
Sozialpolitik hat dann nicht mehr die Reproduktion 
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von Arbeitskraft und auch nicht mehr die Umvertei¬ 
lung zwischen Gewinnen und Löhnen zum Ziel, son¬ 
dern den von zuvor erbrachter Arbeitsleistung unab¬ 
hängigen gleichen Zugang aller zu den Öffentlichen 
Gütern: unabhängig davon also, ob jemand in einem 
formellen Arbeitsverhältnis steht oder nicht. Das 
heißt: Arbeit, Einkommen und soziale Sicherung, bis¬ 
her intrinsisch miteinander verbunden, müssen ent¬ 
koppelt werden. Grundlage meines Zugangs zu den 
Öffentlichen Gütern ist dann nicht mehr, dass ich ein 
auf Lohnarbeit basierendes Einkommen erwirtschaf¬ 
te, sondern nichts als der Umstand, Bürgerin meiner 
Gesellschaft zu sein. Tatsächlich ergibt sich dies lo¬ 
gisch aus dem vollen Begriff Öffentlicher Güter, bei 
denen es sich um kollektive Güter handelt, von deren 
Gebrauch und Besitz niemand ausgeschlossen werden 
darf und die alle gleichzeitig nützen können. Während 
dies - ein Beispiel nur -für Autos offensichtlich nicht 
gelten kann, gilt es zwingend - ein weiteres Beispiel 
- für den Zugang zu einer gesunden Umwelt. Zu einer 
solchen wiederum gehören weitere ebenfalls allein öf¬ 
fentlich, d.h. egalitär zu gebrauchende Güter: Frieden, 
Sicherheit, Gerechtigkeit, Gesundheit. Sollen diese 
tatsächlich allen zugänglich sein, braucht es konkreter 
bestimmte Öffentliche Güter wie etwa eine die freie 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglichende 
Bildung, zureichenden Wohnraum, wirklichen Zugang 
zu den gesellschaftlichen Tätigkeiten, zum gesell¬ 
schaftlichen Leben. 

Zweifellos ist eine solche Grundkonzeption von 
Sozialpolitik nicht wirklich neu: bringt sie doch nur 
auf den Punkt, was im Begriff des Öffentlichen Guts 
immer schon angelegt war. Neu ist lediglich die mate¬ 
rielle Bestimmung des Zugangs zum Öffentlichen Gut: 
Basierte dieser Zugang bisher auf Arbeit und Arbeits¬ 
einkommen, folglich auf Systemen der vom Arbeits¬ 
lohn abhängigen Versicherung und einer Umverteilung 
zwischen Gewinnen und Einkommen, muss er künf¬ 
tig steuerfinanziert werden, und das in Abhängigkeit 
von der Leistungskraft der Steuerzahlerlnnen. Unter 
den Bedingungen struktureller Massenerwerbslosig¬ 
keit gehört dazu allerdings bereits im ersten Schritt, 
Steuern nicht mehr von Personen, sondern von Betrie¬ 
ben und Haushalten zu erheben, und dort nicht von 
der Position, die „Einkommen“, sondern von der, die 
„Gewinn“ genannt werden kann. Dabei gilt, und auch 
dies ist alles andere als eine neue Regelung: Hohe Steu¬ 
ern zahlt, wer hohe Gewinne, niedrige oder gar keine 
Steuern zahlt, wer niedrige oder gar keine Gewinne 
erwirtschaftet. Hinzuzurechnen wären dann in einem 


zweiten Schritt Abgaben auf sämtliche Güter, die eben 
keine Öffentlichen, sondern nach wie vor Private Güter 
wären: Abgaben, die immer dann besonders hoch sein 
können, wenn solche Privaten Güter in ihrer Herstel¬ 
lung, ihrer Verteilung und ihrem Gebrauch Öffentliche 
Güter - beispielsweise das Öffentliche Gut Gesundheit 
- einschränken oder gefährden. Eine solche Politik ist 
ganz offensichtlich weder utopisch - sie ist nicht ein¬ 
mal antikapitalistisch und jedenfalls in den sog. „ent¬ 
wickelten“ Staaten im Prinzip umstandslos umzuset¬ 
zen. Genauer besehen sind dabei allerdings stets die 
folgenden drei Radikalisierungen mit zu denken: 

1. ) Ist der Zugang zu Öffentlichen Gütern nicht 
mehr an Lohnarbeit, sondern an Bürgerschaft gebun¬ 
den, brauchen wir einen entgrenzten Begriff der Bür¬ 
gerschaft. Zur Entkopplung von Arbeit, Einkommen 
und sozialer Sicherung gehört derart die Entkopplung 
von Bürgerschaft und Nationalität. Bürgerin der Repu¬ 
blik ist dann, wer auf ihrem Territorium lebt. 

2. ) Ist der Zugang zu Öffentlichen Gütern schon 
deshalb nicht mehr an eine zuvor erbrachte Arbeits¬ 
leistung zu binden, weil immer weniger Menschen 
formelle Arbeit finden, muss die unentgeltlich bereit 
gestellte soziale Infrastruktur durch eine individuelle 
Grundsicherung ergänzt werden, die selbst ein Öffent¬ 
liches Gut sein und deshalb jeder Bürgerin und jedem 
Bürger am Ort der Niederlassung die Teilhabe am ge¬ 
sellschaftlichen Leben sichern muss. Da allerdings auch 
ein bedingungslos zugeteiltes Grundeinkommen nicht 
die Überwindung prekärer Lebensbedingungen garan¬ 
tiert und seine konkrete Höhe deshalb notwendig ein 
strategischer Einsatz gesellschaftlicher Auseinander¬ 
setzungen sein wird, wären solche Auseinanderset¬ 
zungen mit Politiken zu verbinden, deren strategisches 
Ziel die Demokratisierung der weltgesellschaftlichen 
Arbeitsteilung auf dem Weg struktureller Arbeitszeit¬ 
verkürzungen ist. 

3. ) Soll die soziale Infrastruktur Öffentlicher Güter 
staatlich garantiert werden, darf diese Garantie auch in 
dem Sinn nicht mehr national beschränkt sein: Auch 
wenn eine Politik Öffentlicher Güter bis auf Weiteres 
auf nationale Staaten angewiesen ist, treibt sie in der 
Tendenz über nationalstaatliche Politik hinaus. Inso¬ 
fern liegt die einzig angemessene Antwort auf die ne¬ 
oliberale Globalisierung in der Globalisierung von Po¬ 
litiken Öffentlicher Güter. Ein Ziel, für das zu streiten 
sich lohnt. 

Thomas Seibert 
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WOHNUNGS¬ 
PRIVATISIERUNGEN 
WEITER IM TRENO 



S eit den Debatten um den 
Totalverkauf der Dresdner 
Wohnungsbaugesellschaft im ver¬ 
gangenen Jahr sind Wohnungspri¬ 
vatisierungen wieder verstärkt in 
der öffentlichen Diskussion. Der 
Verkauf von 48.000 kommunalen 
Wohnungen an den internationa¬ 
len Finanzinvestor Fortress pola¬ 
risierte die politische Debatte. Die 
Prominenz der Linkspartei kriti¬ 
sierte den Verkauf - der erst durch 
die Stimmen der Linkspartei in der 
Dresdner Stadtversammlung mög¬ 
lich wurde - als linken Tabubruch 
und löste so heftige Debatten aus. 
Der neoliberale Mainstream ent¬ 
ledigte sich aller Sachlichkeit und 
konnte seine Freude kaum verheh¬ 
len. In der ZEIT wurde der „Dresd¬ 
ner Coup“ bejubelt: „ein Milliarden¬ 
geschäft macht Dresdens Stadträte 
zur Avantgarde der deutschen Kom¬ 
munalpolitik.“ 

Diese Übertreibung relati¬ 
viert sich durch Schätzungen der 
Deutschen Bank, denn allein seit 
1998 wurden hunderttausende 
Wohnungen aus vormals öffent¬ 
lichen Beständen verkauft. Und 
die Karawane zieht weiter: einer 
aktuellen Kommunalbefragung 
(von Ernst&Young) zufolge plant 
jede dritte Großstadt mit mehr als 
100.000 Einwohner/innen in den 
kommenden Jahren Privatisie¬ 
rungen durchzuführen. Die mei¬ 


sten Verkäufe erfolgen an instituti¬ 
onelle Anleger. 

Als „neue Anbieterstrukturen“ 
geistern sie durch die Fachpublika¬ 
tionen, als „Heuschrecken“ haben 
sie über Franz Müntefering den 
Weg in die öffentliche Diskussion 
gefunden und als Besitzer/innen 
von inzwischen über 700.000 Woh¬ 
nungen bestimmen sie die Wohnsi- 
tuation von über einer Millionen 
Mieter/innen in Deutschland. Fi¬ 
nanzinvestoren und Anlagefonds 
wie Cerberus, Deutsche Annington 
oder Fortress sind in den vergangen 
Jahren massiv auf die hiesigen 
Wohnungsmärkte gedrängt und 
waren an der Mehrzahl der Woh¬ 
nungsprivatisierungen in diesem 
Zeitraum beteiligt. Auch wenn als 
zentrale Legitimationsmuster für 
die Wohnungsverkäufe immer wie¬ 
der die „leeren Haushaltskassen“ 
herhalten müssen, Wohnungspri¬ 
vatisierungen sind vor allem aus ih¬ 
ren globalen ökonomischen Zusam¬ 
menhängen heraus zu erklären. 

EN-BLOC-VERKÄUFE AN 
FINANZINVESTOREN 

Einmalig für Wohnungspriva¬ 
tisierungen in Europa erfolgt der 
Verkauf vormals öffentlicher Woh¬ 
nungen in Deutschland nicht direkt 
an die Bewohnerinnen, wie es in 
Großbritannien aber auch in Ost¬ 
europa zu beobachten war, sondern 


als En-Bloc-Verkauf an Finanzinve¬ 
storen. Frühere Privatisierungswel¬ 
len im Wohnungsbereich waren von 
einer schlichten Überführung öf¬ 
fentlicher Wohnungsunternehmen 
in privates Wohneigentum gekenn¬ 
zeichnet. Sowohl das von der Regie¬ 
rung Thatcher 1980 in Großbritan¬ 
nien eingeführte „Right-to-Buy“ als 
auch die Mikroprivatisierungen der 
1990er Jahre in den ehemals sozi¬ 
alistischen Gesellschaften Osteuro¬ 
pas richteten sich direkt an die Be¬ 
wohner/innen und zielten auf eine 
Erhöhung der Wohneigentumsquo- 
te. Das Ende des öffentlichen Woh¬ 
nungsbaus verstand sich in diesen 
Ländern zugleich als ein Abschied 
vom Mietwohnen und entzog die 
Wohnungsbestände so der Woh¬ 
nungsbewirtschaftung großer Un¬ 
ternehmen. 

Im Gegensatz dazu erfolgten 
die Wohnungsverkäufe deutscher 
Kommunen in den vergangen fünf 
Jahren überwiegend an Finanzin¬ 
vestoren, die in ihren Investitions¬ 
strategien auf die Bewirtschaftung 
möglichst großer Bestände setzen. 
Die Privatisierung hier bedeutet 
die Auslieferung einer so basalen 
Lebensgrundlage wie des Wohnens 
an die Verwertungsinteressen in¬ 
ternationaler Finanzinvestoren. 
Die Wohnungsprivatisierung in 
Deutschland ist damit nicht nur 
als eine Auflösung des Öffentlichen 


und die neoliberale Durchsetzung 
von Eigenverantwortung zu verste¬ 
hen, sondern als Teil einer finanz¬ 
dominierten Akkumulationswei¬ 
se. Die regelmäßigen und stabilen 
Einnahmen in Mietwohnungsbe¬ 
ständen erscheinen dabei als eine 
notwendige Voraussetzung. Denn 
auf der Basis von bis zu 90 Prozent 
Krediten realisieren sich die Ge¬ 
winne der Finanzinvestoren letzt¬ 
lich durch kleine Zusatzgeschäfte. 
Während die Mieteinnahmen die 
Kreditkosten des Fremdkapitals 
decken, stellen der Verkauf einer 
kleinen Wohnanlage oder die Redu¬ 
zierung der Verwaltungskosten be¬ 
rechnet auf den Eigenkapitalanteil 
eine erhebliche Gewinnmarge dar. 

DIE ÖKONOMIE DER 
WOHNUNGSPRIVATISIERUNG 
Wohnungsprivatisierung in 
Deutschland ist nicht nur Entstaat¬ 
lichung, sondern der Ein- und Auf¬ 
stieg eines neuen Investorentyps 
auf den Wohnungsmärkten. Diese 
meist internationalen Finanzinve¬ 
storen sind weltweit auf der Suche 
nach neuen Anlagesphären und so¬ 
mit ein Kennzeichen des finanzdo¬ 
minierten Akkumulationsregimes, 
in welchem Finanzmärkte und die 
kurzfristigeShareholder-Value-Ori- 


entierung eine immer stärkere Rol¬ 
le einnehmen. Den institutioneilen 
Anlegern kommt hierbei eine starke 
Marktmacht zu. Ein Grundprinzip 
ist die permanente Inwertsetzung 
von nicht-warenförmig organisier¬ 
ten Bereichen der Gesellschaft. Von 
Patenten für Naturprodukte über 
geistiges Eigentum bis hin zu öf¬ 
fentlichen Vermögenswerten - der 
Erschließung neuer Anlagesphären 
ist praktisch keine Grenze gesetzt. 
Die Privatisierung öffentlicher 
Wohnungsbestände ist Teil dieser 
globalen Enteignungsökonomie. 

Anlagesuchendes Finanzkapi¬ 
tal, günstige Zinsen und verkaufs¬ 
willige Kommunen mit großen Be¬ 
ständen sind die zentralen Gründe 
für den aktuellen Privatisierungs¬ 
boom. Das Thema Wohnungspri¬ 
vatisierung zeigt exemplarisch, 
wie globale und lokale Märkte aufs 
engste verzahnt sind. So wie lo¬ 
kalpolitische Entscheidungen den 
Auftritt der internationalen Finan¬ 
zinvestor ermöglichen, wirken de¬ 
ren Verwertungsstrategien auf die 
lokalen Wohnungsmärkte zurück. 
Das Prinzip des neuen Eigentümer¬ 
typus besteht in der Trennung von 
Eigentum und Wohnungsverwal¬ 
tung. Im Gegensatz zu früheren Ge¬ 
winnstrategien geht es nicht mehr 


um Substanzsicherung und effek¬ 
tive Bewirtschaftung, sondern um 
Portfoliohandel. Modernisierung 
und Aufwertung dienen weniger 
der Wertsteigerung für langfristig 
höhere Mieteinnahmen, sondern 
sind ein Zwischenschritt zum Wei¬ 
terverkauf und zur Umwandlung in 
Eigentumswohnungen. Durch die 
günstigen Finanzierungskredite 
hoffen die Investoren bei Verkäufen 
auf so genannte Leverage-Effekte, 
also Gewinnen aus der Differenz 
von Rendite und Zinsaufwand. 

WIDERSTAND GEGEN 
PRIVATISIERUNG 

Protesten gegen Privatisie¬ 
rungen ist es bisher nur selten ge¬ 
lungen, über die lokale Ebene hi¬ 
naus zu gelangen und einen Bezug 
zu den globale Verwertungszyklen 
herzustellen. Die vom Deutschen 
Mieterbund forcierte Heuschre¬ 
ckendiskussion im Zusammenhang 
mit den neuen Investoren auf dem 
deutschen Wohnungsmarkt hat 
eher zu einer Entökonomisierung 
und Depolitisierung der Diskussi¬ 
onen geführt. Statt die Gründe und 
Ursachen der Privatisierung zu the¬ 
matisieren, wurden oberflächliche 
Schreckensbilder auf der Ebene zu 
erwartender Folgen gezeichnet. 
Eine politische Mobilisierung gegen 
Privatisierungen sollte jedoch nicht 
bei der Klage über steigende Preise 
und verringerter Versorgungsqua¬ 
litäten stehen bleiben, sondern die 
Ökonomie der Privatisierung zum 
Anlass nehmen, laut und vernehm¬ 
lich über Vergesellschaftungsper¬ 
spektiven im Bereich der sozialen 
Infrastrukturen zu diskutieren. Di¬ 
ese Debatten müssen in einem brei¬ 
ten Rahmen geführt werden - denn 
gesamtgesellschaftliche Entwürfe 
sind von lokalpolitischen Anti-Pri- 
vatisierungsinitiativen nicht zu er¬ 
warten. 

Andrej Holm 


Solidarität ist eine Waffe ... 

Seit August 2007 ist ein Verfahren nach §129a (inzwischen: §129) gegen 
sieben Berliner bekannt. Vier von ihnen, Axel. Oliver, Florian und Andrej, 
saßen für mehrere Monate in Untersuchungshaft. Allen wird die 
Mitgliedschaft in der 'militanten gruppe' (mg) vorgeworfen. In den letzten 
Monaten ist es zudem zu Zeuginnenvorladungen durch die 
BAW gekommen, bei denen Bußgelder und Beugehaft von bis zu sechs 
Monaten drohen. Im Laufe des Jahres ist der Prozessbeginn zu erwarten. 

... und kostet Geld. 

Die Soliarbeit ist leider nicht ohne Spenden 
zu machen. Helft uns mit einer Überweisung 
auf das folgende Konto: 

Rote Hilfe e.V. 

Bank: Berliner Bank 
Konto-Nr.: 718 9590 600 
BLZ: 100 200 00 

Verwendungszweck: Repression 31.7.2007 

http://einstellung.so36.net 
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WOHNEN, WUNDE, 
WIDEHSTAND 

DIE BERLINER KAMPAGNE GEGEN ZWANGSUMZÜGE 



ARMUT UND AUSGRENZUNG BEGINNT 
IN DEN EIGENEN 4 WÄNDEN... 

Seit Hartz IV bekommen ALG-2 Bezieherinnen ei¬ 
nen Regelsatz von 345 Euro im Westen und 331 Euro 
wenn sie im Osten wohnen. Dazu wir die Warmmie¬ 
te der Wohnung bezahlt - bis zu welcher Höhe die¬ 
se Warmmiete übernommen wird, das schätzen die 
Kommunen selbst ein und erlassen eine sogenannte 
AV (Ausführungsvorschrift) Wohnen. Wenn die Miete 
nach diesen Sätzen zu hoch ist, dann gibt es eine Auffor¬ 
derung vom JobCenter, die Kosten der Unterkunft zu 
senken. Für die Aufgeforderten heißt das, sich entwe¬ 
der nach einer billigeren Wohnung umzusehen oder die 
Differenz vom Regelsatz zu bezahlen. Wenn das nicht 
reicht, bleibt noch die Möglichkeit, das Einkommen 
durch Ein- Euro -Jobs, Minijobs oder Schwarzarbeit 
aufzubessern oder die Miete nur teilweise zu bezahlen. 
In vielen Fällen steht dann allerdings irgendwann der 
Gerichtsvollzieher vor der Tür, um die Bewohner durch 
Zwangsräumung aus ihrem gewohnten Lebensraum zu 
reißen. In Berlin wurden bis Ende Juli 2006 mehr als 
6000 Bedarfsgemeinschaften aufgefordert, die Kosten 
der Unterkunft zu senken. Offiziell bekannt sind 155 


Zwangsumzüge, aber jede Aufforderung bedeutet ein 
persönliches Schicksal. Nach der Ausgrenzung aus dem 
Arbeitsmarkt, der Offenlegung aller Einkommensver¬ 
hältnisse und der Stigmatisierung als Sozialschmarot¬ 
zer droht nunnoch der Verlust derpersönlichen Lebens¬ 
welt. Die Wohnung, die eigenen 4 Wände, Geschichte 
und Rückzugsmöglichkeit in einem, stellt häufig die 
letzte persönliche Verortung in einer Gesellschaft dar, 
die versucht, den Einzelnen für seine Situation verant¬ 
wortlich zu machen. Der große Mythos „Wer arm ist, 
hat selbst schuld!“ wird durch die Aufforderung zum 
Umzug zu einer persönlichen Enteignung aller intimen 
Bezügen, einer Strafe für persönliches Versagen. 

ZWANGSUMZUG - SELBST SCHULD? 

Gleichzeitig schicken die JobCenter unangemel¬ 
dete Schnüffler vorbei, die Bettdecken lüften, um zu 
schauen, ob nicht doch eine Bedarfsgemeinschaft da¬ 
hintersteckt oder ob nicht doch noch Bargeld unter 
der Matratze liegt. Die Errungenschaften der Frauen¬ 
bewegung, die j ahrzehntelang die Selbstständigkeit der 
Frau erkämpfte ist mit nur einem Gesetz vom Tisch. 
Heute haben Frauen keinen Anspruch mehr auf ein 
selbständiges Leben. Sie sind verpflichtet nach Hartz 
IV, sich von ihrem verdienenden Lebenspartner „aus- 
halten“ zu lassen. Auch wenn Herrn Hartz gerade der 
Prozess gemacht wird, weil er seinem Betriebsrat bra¬ 
silianische Sexarbeiterinnen finanzierte, sozusagen als 
Dankeschön für die Kooperationsbereitschaft im Sinne 
des Unternehmens, was steckt da für ein Frauenbild 
dahinter: unabhängig, weil für Sex bezahlbar. Frauen 
haben kein Anspruch auf eine eigene Existenz, auf ei¬ 
gene Lust, auf ein selbstständiges Leben. Und die gan¬ 
ze Rückentwicklung von emanzipatorischen zu abhän¬ 
gigen Beziehungen steht unter dem Begriff der Reform. 
Die ganze Wahrheit über den Zustand der Gesellschaft 
wird immer noch geleugnet. Pech, wenn man älter, eine 
Frau, alleinerziehend, kinderreich oder Migrantin ist. 
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Kinder sind bereits als offizielles Armutsri¬ 
siko von der Bundesregierung benannt, wer U V" 4 " 
im berufsfähigen Alter ist und zu einer dieser 

Gruppen gehört - er oder sie wird behandelt, 

_ 

wie ein Verlierer. 

WOHNEN, WÜRDE, WIDERSTAND 

Politische Aktivistinnen, Betroffene, 
Wissenschaftlerlnnenund Journalistinnen 
haben sich in eine Berliner Kampagne zu¬ 
sammen gefunden, um den Protest zu or¬ 
ganisieren, Widerstand zu leisten, zu informieren 
und die tatsächlichen Auswirkungen zu dokumentie¬ 
ren. 

Jede Woche trifft sich die Berliner Kampagne gegen 
Zwangsumzüge im Südfiügel des Bethanien, im Bezirk 
Kreuzberg, montags um 17 Uhr, um gemeinsam zu be¬ 
raten, Aktionen zu planen, die Anrufe des Notruftele¬ 
fons auszuwerten. 

Das Notruftelefon, ehrenamtlich betrieben, soll 
eine erste Ansprechmöglichkeit sein. Abwechselnd 
sind Teilnehmer der Kampagne am Telefon. Für viele 
Hartz IV-Empfänger stellt die kurzfristige Aufforde¬ 
rung, die Miete zu senken und demnächst nur noch 
ein Teil der Miete finanziert zu bekommen, vor unlös¬ 
bare Probleme. Begleitet werden diese Aufforderungen 
oft durch Schikanen, wie unangemeldete Hausbesuche, 
was die private Situation weiter als öffentlichen Ver¬ 
handlungsgegenstand erscheinen lässt, der Einzelnen 
ist ausgeliefert und diffamierbar. 

Mit dem Aufbau von Telefonketten raten wir zu So¬ 
lidarität und Nachbarschaft. Die Interpretation dieser 
Gesellschaft kann nicht denen überlassen bleiben, die 
vor allem daran verdienen. 

KOOPERATION STATT WETTBEWERB 

Die Veränderung beginnt still und leise, dann wenn 
man mit dem Rücken an der Wand steht. 


Hartz-Attacke im 

Morgengrauen « 

Dem :^^ Pas . s „ olf im 
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Das Notruftelefon berät nicht nur über die 
Rechtslage, sondern gibt auch praktische Tipps der 
Kontaktaufnahme und Unterstützung. Jeder ist ein¬ 
geladen, an der Berliner Kampagne mit zu machen, 
seine Wut auszudrücken, seine Energie in eine große 
Kraft gesellschaftlicher Veränderung durch Proteste, 
Aktionen, aber auch Solidarität und Unterstützung mit 
den Verzweifelten und Schwachen zu entwickeln. Der 
große Sprung aus dem Reich der Barbarei, in der Jeder 
über Abgrenzung, Ausbeutung und menschenveracht¬ 
ende Strategien seine Würde verliert, dieser Sprung aus 
der Barbarei, er hat bereits begonnen - immer dann, 
wenn wir aufeinander zu gehen, zuhören und helfen 
und uns einmischen, dort wo die Entscheidungen fal¬ 
len. Die persönliche Lebenswelt ist unantastbar, um die 
Würde zu behalten. Solidarität und Kooperation in der 
Nachbarschaft sind die erste Form des Kampfes gegen 
die Abwertung und Ausgrenzung. Kommt vorbei oder 
ruft an, die nächste Form des Kampfes, des Protestes 
müssen wir gemeinsam finden. 

Karin Baumert, Für die Berliner Kampagne 
gegen Zwangsumzüge 
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www.zwangsumzuege.de 
Notruftelefon: 0800-2727278 
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